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Arbeitskreis
der CDU/CSU

Dem Frieden dienen -
4ie Kirche und die Bundeswehr
Reinhard Gramm

„Aufgabe des Militärgeistlichen ist der Dienst am Wort und Sakrament und die Seelsorge".
So beschreibt der Vertrag der Bundesrepublik Deutschland mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge - verkürzt Militärseelsorge-
vertrag genannt - den Auftrag der Kirche unter den Soldaten. Und es gibt keinen Zweifel
darüber, daß Wort und Sakrament, Gottesdienst und Abendmahl, Bibel und Gesangbuch
die Grundpfeiler des militärseelsorgerischen Dienstes in den Streitkräften bilden. Im
Standortgottesdienst der Garnison oder im Feldgottesdienst auf dem Truppenübungsplatz,
im Rüstzeitenheim oder auf dem Schiff der Bundesmarine, immer geht es um den gleichen
Auftrag, der der ganzen Kirche gleichermaßen anvertraut ist: Menschen unter das Wort
Gottes zu rufen, ihnen das Evangelium zu verkündigen und sie im Lobpreis Gottes und im
Gebet zu versammeln.

Schwieriger wird es, das Wort Seelsorge
zu erläutern. Natürlich gehört dazu die
ganze Breite dessen, was auch in der Ge-
samtkirche ein Gemeindepfarrer unter

, n°.elsorge versteht: Die Fragen nach Gott
id nach dem Sinn des Lebens, Probleme

der Partnerschaft mit Liebe und Ehe und
der Versuch, persönliche Orientierung und
Hilfe zu finden in einer Zeit stürmischer,

Generaldekan Reinhard Gramm im Gespräch mit Oberstleutnant
i. G. Victor Mumykow - UdSSR - April 1989

geistiger Wandlungen. In der persönlichen
Seelsorge lassen sich Heil und Wohl nicht
trennen. Beide haben ihre Berechtigung.

Aber der Dienst der Militärseelsorge
vollzieht sich an meist jungen Menschen,
die nicht nur Christen und Zeitgenossen,
sondern Soldaten sind. Dies wirft beson-
dere, gruppenspezifische Fragen auf, so

die nach dem 5. Gebot „Du
sollst nicht töten", der Ver-
einbarkeit von Christ- und
Soldatsein, der atomaren
Abschreckung, einer umfas-
senden Friedensethik und
von Eid und Gelöbnis.
Schon bald hat die Militär-
seelsorge erkannt, daß sie
an diesen brennenden Pro-
blemen nicht vorüber gehen
darf, sondern daßsie als
seelsorgerischer Begleiter
verpflichtet ist, im Rahmen
ihrer Möglichkeiten Rat
und Hilfe zu vermitteln.
Wie bei jeder anderen kirch-
lichen Gruppenseelsorge
(Polizeipfarrer, Kranken-
hauspfarrer, Jugendpfarrer,
Schulpfarrer usw.) gehört

Fortsetzung nächste Seite

Liebe Leser,

der Evangelische Arbeitskreis der CDU/
CSU hatte sich auf dem 23. Deutschen
Evangelischen Kirchentag vom 7.-11. Juni
1989 unter dem Motto „Menschenrechte
im Gespräch" den Besuchern auf dem
Markt der Möglichkeiten gestellt (eine
erste Auswertung finden Sie auf den Seiten
9-11).

Am Stand des Evangelischen Arbeitskrei-
ses der CDU/CSU, der Jungen Union und
des RCDS konnte man mit den meisten
jungen Menschen in Ruhe und Sachlichkeit
sprechen: Man hört sich wieder zu. Es kam
vor, daß während des Gespräches einer die
Bibel hervorzog, und aus der Diskussion
wurde eine Bibelarbeit.
Konfroritiert wurde man allerdings auch
mit erschreckenden Ansichten junger Men-
schen. Was geht in Köpfen vor, die von der
Schweiz meinen, daß dort die Menschen-
rechte nur unzulänglich geachtet würden,
weil es das Recht auf Kriegsdienstverwei-
gerung nicht gebe? Alles andere, Glau-
bensfreiheit, Meinungsfreiheit, Wahlfrei-
heit, Sicherheit des Rechtsstaates wurde
als relativ zweitrangig gesehen.
Kirchentag signalisiert nicht nur die Bereit-
schaft, nach Gottes Gebot zu fragen, son-
dern auch eine Offenheit, die zur Kontu-
renlosigkeit führen kann, eine Intensität
des Empfindens, die zur Handlungsunfä-
higkeit entarten kann. Das aber gibt Kirche
wie Staat zu denken.

Ihr
Albrecht Martin
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darum auch zum Militärpfarrer
die Bereitwilligkeit und Fähig-
keit, an die Seite seiner Hörer
zu treten, dort zu sitzen, wo sie
sitzen. Er braucht einfühlende
Identifikation, er muß die Um-
welt erforschen, in die hinein er
seine Botschaft verkündigt.

Diese notwendige Kompo-
nente der Solidarität reicht aber
nicht aus. Zu ihr gehört die
kritische Funktion. Sie be-
schreibt das Freiheitselement
der Militärseelsorge. Es wächst
aus der Besonderheit des kirch-
lichen Auftrages und hat seinen
Ursprung im Evangelium, also
in der Freiheit der Verkündi-
gung. Dennoch reichen bibli-
sche Kategorien allein nicht aus.
Der Militärseelsorger wird sie in
Beziehung setzen müssen zu den
Problem- und Konfliktfeldern
der Soldaten. In den meisten
Fällen wird nur eine von der
Liebe gelenkte Vernunft Wege
zeigen können. Kritische Soli-
darität bzw. kritische Sympathie
umschreiben darum sachgemäß
die Handlungsweise der Militär-
seelsorge. Diese besondere Ver-
antwortung der Gruppenseel-
sorge in der Bundeswehr wird in
der Zentralen Dienstvorschrift
(ZDv 66/1 Militärseelsorge) so
formuliert: „Sie... hilft die Ver-
antwortung tragen, vor die. der
Soldat als Waffenträger gestellt
ist".

Militärseelsorge
als Gesprächspartner

Für diese geistig-theologi-
sche Problematik gilt: Viele In-
halte verdankt die Militärseel-
sorge bis zum heutigen Tag dem
Zeugnis ihrer Kirche. -Ebenso
hat sie selbständig viele Fragen
angehen und Lösungen suchen
müssen. Mit letzterem hat sie
ihre besondere Aufgabe als
Gruppenseelsorge wahrr und
ernstgenommen und geistig-
geistliche Hilfen für Soldaten
gegeben, die zum Teil auch auf
den kirchlich-gesellschaftlichen
Raum eingewirkt haben. Bin-
dung an das Gesamtzeugnis der
Kirche und Eigenständigkeit
charakterisieren die bleibende,
aufregende und fruchtbare
Spannung, die. der Militärseel-
sorge auferlegt ist.

Selbstverständlich ist der Mi-
litärpfarrer nicht der Alleswis-
ser, nicht der Besserwisser und
schon gar nicht die Gouvernante
der Bundeswehr. Obwohl er als
Insider auch einiges von der
Strategie- oder Abrüstungsdis-
kussion kennen sollte, interes-

sieren ihn dabei die theologisch-
ethischen Grundsatzfragen. Für
rein militärpolitische Fragen
will, kann und darf der Militär-
seelsorger kein Mandat bean-
spruchen. Als Gesprächspartner
hat er jedenfalls seinen Dienst
so auszurichten, daß folgende
Mißverständnisse nicht aufkom-
men:

Die Kirche weiß alles besser,
die Kirche hat die Lösung für
alle Konflikte, die Kirche hat
die Sachkunde dafür unmittel-
bar aus der Botschaft der Bibel.
Als Begleiter seiner Soldaten
wird er mitdenken und mittra-
gen, was gilt und gelten soll.
Dabei geht es selten um entwe-
der-oder, sondern meist nur um
mehr oder weniger.

Zahlreich sind die Beiträge,
die die Militärseelsorger zu den
Fragen des Friedens und der
soldatischen Ethik angeregt
bzw. geleistet hat. Erinnert sei
nur an die „Heidelberger The-
sen", die 1959 auf Veranlassung
von Bischof Kunst erschienen,
und die 1981 in der Friedens-
denkschrift der EKD eine aus-
drückliche Bestätigung gefun-
den haben. Ebenso sei der Hin-
weis auf die 1978 entstandenen
„14 Friedensthesen aus der
Evangelischen Militärseel-
sorge" erlaubt. In ihnen wird
ein differenzierter Friedensbe-
griff mit dem soldatischen
Dienst zusammengeführt.

Aber zu den vielfältigen gei-
stig-ethischen Impulsen, die
durch Publikationen, Vorträge
und Gespräche vermittelt wer-
den, gehören auch ganz prakti-
sche Schritte. Seit einigen Jah-
ren zeichnen sich Veränderun-
gen in der Großwetterlage von
Ost/West ab. Entwicklungen
zum Positiven hin scheinen im-
mer möglicher zu werden. Er-
ste, einschneidige Wandlungen
lassen den Beginn einer wirkli-
chen Wende wahrscheinlich
werden. Diese Entwicklungen
werden natürlich auch bei den
Soldaten registriert und werfen
neue Fragestellungen auf. Mehr
als bisher erinnert man ^ich an
den berühmten Harmel-Be-
richt, der schon 1967 die Aufga-
ben der Allianz in der dialekti-
schen Ergänzung von Sicherheit
und Entspannung beschreibt. In
dieser Phase einer neuen Orien-
tierungsmöglichkeit hat auch die
Militärseelsorge kleine, eigene
Schritte gewagt.

1986, als noch wenig vom
Tauwetter zu • spüren war, be-
suchte der Autor mit einer Dele-
gation von Militärdekanen Mos-
kau. Die Reise geschah mit Billi-

gung und Unterstützung der
Evangelischen Kirche in
Deutschland und des Bundesmi-
nisters der Verteidigung. Wie-
wohl es in Moskau damals leider
noch nicht zu Kontakten mit
staatlichen Vertretern kam,
konnte eine Reihe von Gesprä-
chen mit hohen Würdenträgern
der Russisch-Orthodoxen Kir-
che geführt werden. Dabei ging
es darum, soviel wie möglich
über die Perestroika zu erfahren
und zugleich um Vertrauen zu
werben für unser Land, die
Evangelische Kirche und die
Soldaten der Bundeswehr. Kein
Mitglied dieser Delegation war
so vermessen, von einem Briik-
kenschlag zu reden. Aber viel-
leicht konnte ein kleiner Steg
über viel Trennendes errichtet
werden. Übrigens wurde im
Presseorgan der Russisch-Or-
thodoxen Kirche sehr ausführ-
lich und fair über dieses Ereignis
berichtet.

„Von Konfrontation zur
Kooperation"

Neben einem Besuch von
SIPRI/Stockholm (Stockholm
International Peace Research
Institute) setzte die 34. Gesamt-
konferenz evangelischer Mili-
tärpfarrer 1989 in Bad Honnef
einen folgerichtigen, neuen Ak-
zent. Unter dem Thema „Von
Konfrontation zu Kooperation"
sprachen erstmals zu den ver-
sammelten Militärgeistlichen
und Soldaten auch Vertreter des
Ostblockes, ein russischer Offi-
zier, ein russischer Diplomat
und ein Russisch-Orthodoxer
Erzbischof. Dabei interessierten
nicht nur die Inhalte des Gesag-
ten, sondern vor allem die Tat-
sache, daß ein auf hohem Ni-
veau geführter fairer Dialog zwi-
schen den jeweiligen Partnern
trotz auch unterschiedlicher Po-
sitionen gelungen ist.

Ergänzt wurde das Tagungs-
thema durch vorlaufende Über-
legungen zum Komplex des
Feindbildes. Sie machten deut-
lich, daß wir alle nur von Bildern
der Wirklichkeit leben, die in
den meisten Fällen nicht mit der
eigentlichen Wirklichkeit über-
einstimmen, daß es also einen
bleibenden Unterschied zwi-
schen Wirklichkeit und unserer
Wahrnehmung von Wirklichkeit
gibt. Wiewohl Feindbilder nicht
ohne Wahrheit sein müssen,
kommt es darauf an, durch
Einübung von Empathie mein
Gegenüber so realistisch wie
möglich zu erkennen. Empathie
meint die Bereitschaft und Fä-

higkeit sich in die Einstellung
anderer Menschen einzufühk j)
Dieses. Mühen um Empathie ist
eine unerläßliche Vorausset-
zung dafür, daß die lebensnot-
wendige Aufgabe der Koopera-
tion von Ost und West gefördert
wird. Denn Feindbilder, aber
auch falsche Freundbilder, be-
hindern den Prozeß Frieden.

Damit dürfte zugleich etwas
über . die geistig-theologische
Grundposition der Militärseel-
sorge angedeutet sein. Natürlich
gibt es in der Militärseelsorge
eine große Vielfalt. Jeder Mili-
tärgeistliche bleibt seiner eige-
nen theologischen Herkunft und
kirchlichen Prägung verpflich-
tet. Aber in den Fragen der
politischen Ethik schimmert ein
Grundkonsens hindurch, um
den immer neu gerungen wird:
Er bildet sich zwischen Resigr ~
tion und Schwärmerei. Zu ihi
gehören Nüchternheit und Hoff-
nung. Er nimmt die Realität
ernst und hält doch Ausschau
nach besseren Lösungen.

Die sich abzeichnenden Ver-
änderungen im Ost/West-Ver-
hältnis wirken sich auch auf das
Selbstverständnis des Bundes-
wehr-Soldaten aus. Zwar hat es
nie eine Erziehung zum Haß
gegeben. Zweifellos aber ver-
dankt die Bundeswehr ihre Ent-
stehung der Konfrontation der
Supermächte. Und die Notwen-
digkeit der Soldaten wurde
überwiegend vom möglichen
Gegner her definiert. Darum
befindet sich auch die Bundes-
wehr angesichts der Fortschritte
in der Entspannungspolitik in
einer Phase der Neuorienti--^
rung. Ob es sich (nur) um eL J)
Akzeptanz- oder (sogar) um
eine Legitimationskrise handelt,
die „Sinnfrage" der Streitkräfte
muß von allen Kräften der Ge-
sellschaft in neuer Weise beant-
wortet werden.

Weil die politische Hoffnung
dahin geht, daß sich der Trend
von Feindschaft weg über Geg-
nerschaft zu Partnerschaft hin
weiter entwickelt, sollte auch
das Verständnis des Bundes-
wehr-Soldaten mehr und mehr
für diese Entwicklung geöffnet
werden. Denn bei allen Abrü-
stungsverhandlungen geht es
längst darum, nicht nur Sicher-
heit vor dem Gegner, sondern
ebenso Sicherheit für den ande-
ren und mit dem anderen auf
niedrigem Niveau zu finden. So
verstanden könnte der Sole j:
der Bundeswehr auch im So-
wjetsoldaten seinen Berufskol-
legen erkennen, der - wie er
selbst - seinen Beitrag zum rela-
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tiy^en militärischen Gleichge-
( ) dit der Kräfte liefert, das den
Politikern aus dieser sicheren
Position heraus die Chance gibt,
angstfrei .miteinander zu reden
und zu verhandeln. Die Produk-
tion dieser sicheren Ausgangs-
lage liefert beiden Seiten erst
die Voraussetzung dafür, daß
Entspannung, also eine Politik
der Verständigung und Zusam-
menarbeit, Schritt für Schritt ge-
lingen kann.

Vorsorge für die Zukunft

Im übrigen bleibt es Aufgabe
des Staates, seinen Bürgern Si-
cherheit im Vorletzten auf mög-
lichst vielen Gebieten zu gewäh-
ren (sichere Arbeitsplätze, si-
chere Renten usw.). Militäri-

Sicherheitspolitik ist und
ibt ein Aspekt dieses Auftra-

ges. Auch wenn es positive An-
zeichen für eine hoffentlich
friedlichere Zukunft der Völker
gibt, haben wir dafür dennoch
keine letzte Garantie. Auch die
künftige Welt wird nicht frei
sein von Spannungen, Konflik-
ten, Zerwürfnissen und
Schrecknissen. Denn das Rin-
gen um Macht, Einfluß und
Herrschaft geht weiter.

Der Staat muß darum Vor-
sorge für die Zukunft treffen,
um unterschiedlichsten Ent-
wicklungen Rechnung zu tra-
gen. Sicherheitspolitik muß sich
darum auf günstige, aber auch
auf ungünstige Entwicklungen
einstellen. Dafür bedarf sie der
Streitkräfte, in welcher Form

_,urid Größe auch immer. „Denn
«'. JfT sich als Staat zum Lamm

verwandelt, ruft Wölfe auf den
Plan", Streitkräfte stehen .also
zur Verhinderung bzw. Abwehr
jedweder Gefahr, sie werden
auch dann benötigt,' wenn ich
heute die vielleicht schon mor-
gen auf mich zukommende Ge-
fahr noch gar nicht erkenne. Im
Gefolge dieser Sicht sind auch
Soldaten Zeichen dafür, daß die
Schöpfung Gottes aus den Fu-
gen geraten ist, daß wir es in
allem mit einer Welt zu tun
haben, die durch den Sündenfall
geprägt ist und darum zerbrech-
lich, gefährdet und schutzbe-
dürftig bleibt.

Dankbar vermerkt die Mili-
tärseelsorge, daß ihre Arbeit
von der Gesamtkirche mitgetra-
gen wird, und daß sie volle Un-

( jstützung von den kirchenlei-
' tenden Organen erfährt. Den-
noch ist sie nicht für alle ein
geliebtes Kind, immer wieder
fordern Gruppen an der kirchli-

chen Basis eine Revision der
derzeitigen Arbeitsweise.
Manchmal schmerzt es, wenn
die Militärseelsorge immer wie-
der Mißtrauen und Unterstel-
lungen begegnet. Dazu darf ver-
mutet werden, daß sich hinter

manchen wohlklingenden Re-
formvorschlägen ganz andere,
ideologische Konzepte verber-
gen.

Dennoch tut die Militärseel-
sorge ihren Dienst in Freude.

Sie weiß sich von ihrer Kirche
unter die Soldaten gesandt und
bleibt dabei ihrer Kirche ver-
pflichtet. Mit ihrem Losungs-
wort vertraut sie den Zusagen
unseres Gottes: Domini sumus
- Wir sind des Herren.

Unsere Bundeswehr -
Partner im Abrüstungsdialog
Paul Breuer

In letzter Zeit wird von einer Stimmungslage in der.Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Bundeswehr geredet, die oft als „Ak-
zeptanzkrise der Bundeswehr" bezeichnet wird. Diese Krise gibt es
m. E. nicht, allenfalls ist die Sicherheitspolitik erklärungsbedürftig
in einer Welt, in der sich strukturelle Veränderungen andeuten. Es
bleibt festzustellen, daß die Bundeswehr als demokratisch legiti-
mierte und kontrollierte Streitmacht von der weit überwiegenden
Mehrheit der Bevölkerung und auch von den wehrpflichtigen
jungen Männern befürwortet wird. Wie erklärt sich dann aber die
hauptsächlich in der veröffentlichten Meinung geführte Diskussion
über die sogenannte „Akzeptanzkrise"?

„Glasnost" und „Perestroika"
sind in diesem Zusammenhang
wesentliche Stichworte. Die be-
grüßenswerten Abrüstungsvor-
schläge Gorbatschows bringen -
vordergründig betrachtet - die
Bundeswehr und die NATO in
Zugzwang. Diese Einschätzung
der sicherheitspolitischen Lage
verdient eine nähere Betrach-
tung, an deren Anfang die Ein-
bindung der Bundeswehr in un-
sere Gesellschaft stehen sollte.

Verteidigungsauftrag
im Grundgesetz verankert

Die Legitimation der Bundes-
wehr ist .verankert in dem selbst-
verständlichen Recht jedes sou-
veränen Staates auf kollektive
Verteidigung. Dieses Recht und
dieser Auftrag sind niedergelegt
in Artikel 87 a des Grundgeset-
zes. Die Existenznotwendigkeit
der Bundeswehr leitet sich des-
halb nicht aus einem subjektiv

Durchschnittliche KDV* Zahlen

Geburtsjahrgang KDV in %

1949-1952 3,5 %
1953-1956 6,1 %
1957-1969 • 8,5 %
1961-1964 10,0%
1965-1968 12,0 %

*KDV = Kriegsdienstverweigerer

empfundenen Bedrohungsgefühl
ab. Sie kann deshalb auch nicht
in das Ermessen des einzelnen
gestellt werden. Die Pflicht der
Staatsführung, das Gemeinwe-
sen gegen äußere Gefahren zu

schützen, kann daher auch nicht
enden, wenn in Teilen der Be-
völkerung das Bedrohungsbe-
wußtsein abnimmt. Die Auf-
gabe verantwortungsbewußter
Sicherheitspolitik ist die Kriegs-
verhinderung und die langfri-
stige Sicherstellung der politi-
schen Selbstbestimmung. Das
ist der Bundeswehr als Partner
im westlichen Bündnis bisher
ausgezeichnet gelungen. Nicht
trotz, sondern wegen Bundes-
wehr und NATO leben wir als
Deutsche in der längsten Frie-
densperiode der Neuzeit.

Unvereinbare
Gesellschaftssysteme

Da trotz Bedrohung und er-
heblicher Konflikte - auch in
Europa - der äußere Friede ge-
wahrt werden konnte,hat sich
ein Gefühl der Gewöhnung ein-
gestellt. Die Sicherheit in Frei-
heit wird als selbstverständlich
angesehen. Daher stellen sich
viele Bürger unseres Landes die
Frage, ob immer noch so große
Anstrengungen für den Schutz
nach außen angesichts viel wich-
tiger erscheinender Probleme
unternommen werden müssen.
Bei dieser Haltung wird der Tat-
sache zu wenig Beachtung ge-
schenkt, daß das westliche
Bündnis mehr ist als eine Sicher-
heitsgemeinschaft: Es ist auch
eine Wertegemeinschaft, in der
die Bundesrepublik mit zwei
Beinen steht. Das eine ist die
Bundeswehr, das andere ist die
wirtschaftliche und soziale Sta-

bilität, die der Bundesrepublik
zu ihrer heutigen Prosperität
verhelfen haben. Beide Fakto-
ren bedingen einander. Der
freie Handel und Wandel in der
westlichen Welt ist ohne Sicher-
heitsbündnis nicht möglich,
ebenso wie eine wirksame Ver-
teidigung wirtschaftliche und
technologische Kraft und Krea-
tivität zur Voraussetzung hat.

Paul Breuer, MdB, Beauftragter der
CDU für die Bundeswehr

In der Öffentlichkeit spielen vor
allem auch die tatsächlichen und
vermeintlichen Veränderungen
in der Sowjetunion eine Rolle.
Hier stellt sich die Frage:
Schwinden denn tatsächlich die
grundsätzlichen Unterschiede
zwischen Ost und West? Die
Hoffnung auf Beseitigung der
bedrohlichen Gegensätze zwi-
schen Ost und West wird für
manche schon zu greifbarer
Wirklichkeit. Die Abrüstungs-
vorschläge Gorbatschows schei-
nen diese Haltung zu bestätigen.

Aus persönlicher Erfahrung
aber wissen wir, daß Wort und
Tat oft auseinanderklaffen kön-
nen, ob beabsichtigt, unbeab-
sichtigt oder wegen unabwend-
barer Zwänge. Deshalb sind
Ankündigungen einer kritischen
Prüfung zu unterziehen. Das gilt
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auch für die Bewertung der si-
cherheitspolitischen Vorschläge
der Sowjetunion, denn wir wol-
len der Verantwortung für den
Schutz unserer freiheitlichen
Lebensordnung langfristig ge-
recht werden. Dabei gilt es zu
berücksichtigen, daß sich die
grundsätzlichen Unterschiede
zwischen den Gesellschaftsord-
nungen in Ost und West bisher
nicht verändert haben.

Verteidigungsfähig und
dialogbereit

Auch wenn die sowjetischen
Verhandlungsvorschläge Wan-
del andeuten, kommt es für die
Bundesrepublik darauf an, aus
gesicherter Position auf sie zuzu-
gehen. Dazu bietet das Harmel-
Konzept von 1967 nach wie vor
das richtige Zusammenspiel zwi-
schen Verteidigungsfähigkeit
und Dialogbereitschaft. Beides,
das erste als Voraussetzung für
das zweite, sollen zu größerer
Sicherheit führen, und die er-
folgreiche Geschichte der Al-
lianz hat uns gezeigt, daß dies
auch tatsächlich gelungen ist.
Bestes Beispiel ist der NATO-
Doppelbeschluß, der dazu ge-
führt hat, daß mit dem INF-Ver-
trag erstmals die Grundlage für
die Beseitigung einer ganzen
Waffengattung geschaffen wor-
den ist. Nicht vergessen werden
darf in diesem Zusammenhang,
daß sich die Entwicklung bis
zum Abschluß des INF-Vertrags
über 10 Jahre erstreckt hat.

„In der Sache des Friedens
ist man immer unterwegs",

hat einmal der Militärgeneralde-
kan Reinhard Gramm gesagt.
Das soll heißen: Der Friede ist
ein Prozeß, der langsam voran-
geht und vor Irritationen und
Unterbrechungen nicht sicher
ist. Wir als Deutsche an der
Naht zwischen Ost und West
müssen uns unserer besonderen
Verantwortung bewußt sein und
zu ihr stehen. Vorzeitige, nicht
mit dem. Bündnis abgestimmte,
unausgereifte und einseitige
Schritte schaffen Unsicherheit.
Verhandlungen über Fragen
von existenzieller Bedeutung
bedürfen des Augenmaßes und
eines langen Atems, um am
Ende Vertrauen zu schaffen und
Vereinbarungen treffen zu kön-
nen, die Zukunft haben.

Wir wollen Erfolge in den
Rüstungskontrollverhandlun-
gen in Wien. Das Ziel bei Ver-
handlungen mit der Sowjet-
union ist es, Sicherheit, Stabili-
tät und Vertrauen mit geringe-
ren militärischen Potentialen
weiter zu festigen. Die Bundes-

wehr und die Streitkräfte der
Verbündeten sind knapp bemes-
sen und reichen auf der Basis
des heutigen Kräfteverhältnis-
ses gerade aus, um eine wir-
kungsvolle Verteidigung unmit-
telbar an der Grenze zu den
Staaten des Warschauer Pakts
zu gewährleisten. Eine Reduzie-
rung der Streitkräfte hat dort
ihre Grenze, wo dieser Verteidi-
gungsauftrag nicht mehr erfüllt

der derzeitigen Lage nicht dar-
auf an — wie es hier und da
gefordert wird -, ein „Entspan-
nungssignal" zu geben, das zu
einer Reduzierung der Bundes-
wehr und damit zu einer Erhö-
hung des Kräfteungleichge-
wichts führen würde. Vielmehr
kommt es darauf an, in den
Wiener Rüstungskontrollver-
handlungen nachhaltig für den
weiteren Abbau der konventio-

Als Beauftragter der CDU für
die Bundeswehr schlage ich
als vordringliche Maßnahme
folgende Verbesserungen vor:

für Soldaten
im Grundwehrdienst

•• die Verbesserung der Un-
terhalts-Sicherungsleistungen
für verheiratete Grundwehr-
dienstleistende. Dazu gehören
ein Überbrückungsgeld für
den ersten Monat zwischen der
Entlassung und der Wiederbe-
schäftigung, die Einführung
eines Weihnachtsgeldes und
einer Beihilfe für eine Baby-
Erstausstattung.

• Erstattung von Mietneben-
kosten für unverheiratete
Grundwehrdienstleistende.

• Die Verbesserung der Fa-
milienheimfahrten für Wehr-
dienstleistende durch kosten-
lose Benutzung aller EC/IC-
Züge ohne Kilometerbegren-
zung sowie eine monatliche
Entfernungszulage, mit der
die Nahverkehrskosten für Fa-
milienheimfahrten an Wo-
chenenden pauschal und nach
Entfernung gestaffelt abgegol-
ten werden.

• Einführung des Zählkin-
dergeldes in Verbindung mit
den beabsichtigten familien-
politischen Verbesserungen
der Regierungskoalition.

• Eine „Weiterbildungsoffen-
sive" zur Erlangung ziviler und
militärischer Qualifikationen.

für Wehrübende

• die Gleichstellung der
Wehrübenden aus der priva-
ten Wirtschaft mit denen aus
dem öffentlichen Dienst (Ein-
kommen und Rentenversiche-
rung).

für Berufssoldaten und
Soldaten auf Zeit

• die Verbesserung der Lauf-
bahnerwartungen für Soldaten
auf Zeit. Dazu gehören der
Wegfall der Besoldungs-
gruppe A l und die Einfüh-
rung des Spitzendienstgrads
A 5 für längerdienende Mann-
schaften, die Verbesserung
der Stellenschlüssel für Stabs-
unteroffiziere und Oberfeld-
webel sowie mehr Planstellen
für Spitzendienstgrade der
Unteroffiziere.

• Verbesserungen im Um-
zugskostenrecht durch er-
höhte Pauschalvergütungen
und die Ausdehnung und die
Flexibilisierung der Tren-
nungsgeldzahlung.

• Neukonzeption einer ge-
zielten und frühzeitigen Vor-
bereitung der als Unteroffi-
ziersdienstgrade ausscheiden-
den Zeitsoldaten auf den Zivil-
beruf.

• Verbesserung für ins Aus-
land kommandierte Soldaten
durch die Anhebung der Aus-
landsdienstzulage .

Diesen Katalog vordringlicher Maßnahmen wird die CDU als
Forderung in die Beratungen der Koalition über die kommenden
Bundeshaushalte einbringen. Darüber hinaus wird die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion die Diskussion über die soziale und
gesellschaftliche Lage der Soldaten nach der parlamentarischen
Sommerpause durch eine Anhörung vertiefen.

werden kann. Es gibt Aussich-
ten, daß ein rational geregeltes
praktisches Miteinander von
Ost und West möglich ist, daß
ein erträglicher Modus vivendi
gefunden werden kann, der al-
len Staaten in Europa eine gesi-
cherte Zukunft erlaubt.

Für die Bundesrepublik
Deutschland kommt es aber in

nellen Überlegenheit und die
Abschaffung der Invasionsfä-
higkeit des Warschauer Pakts
einzutreten, um zu einem hin-
länglich ausgewogenen Kräfte-
verhältnis in Europa zu gelan-
gen. Wenn nachprüfbare Ergeb-
nisse vorliegen, kann es unter
Beachtung des Prinzips gegen-
seitiger Sicherheit zu weiteren

Streitkräftereduzierungen
beiden Seiten kommen.

Soldaten nicht ausgrenzen

Innenpolitisch betrachtet se-
hen sich die Soldaten der Bun-
deswehr in eine Situation ge-
drängt, in der sie sich für ihren
Auftrag rechtfertigen müssen.
Das hat die erwähnten außenpo-
litischen Ursachen, aber auch
gewisse Kreise in der Bundesre-
publik unternehmen den Ver-
such der moralischen Ausgren-
zung unserer Bundeswehr-Sol-
daten. Der inzwischen hinläng-
lich bekannte Aufruf zur mas-
senhaften Kriegsdienstverwei-
gerung von Frau Benz-Over-
hage, die in der IG-Metall als
Bundesvorstandsmitglied für
die Jugendarbeit zuständig i<-Vj.
oder der Aufruf der neuen \)J.'
Medien seien hier nur als ein
Beispiel genannt. Die Soldaten
sind z.T. bis in den privaten
Bereich hinein massiven Diffa-
mierungen ausgesetzt.

Die CDU als klassische Partei
der Sicherheit und des Selbstbe-
hauptungswillens der deutschen
Demokratie wird allen Versu-
chen entgegentreten, die Solda-
ten der Bundeswehr moralisch,
politisch, gesellschaftlich und
sozial auszugrenzen. Der Sou-
verän, sprich das Volk, hat der
Bundeswehr ihren Auftrag er-
teilt. Jeder in politischer Verant-
wortung Stehende hat die
Pflicht, der Truppe den Rücken
zu stärken und ihre Belange zu
vertreten. Meine Ernennung
zum Beauftragten der CDU fiVx
die Bundeswehr ist auch ei.,})1

Fortsetzung der Tradition in der
Union, die stets an der Seite der
Bundeswehr gestanden hat. Die
CDU-geführte Bundesregie-
rung hat in den zurückliegenden
Jahren die Bundeswehr zielstre-
big und erfolgreich gestärkt. Sie
kann auf eine gute Bilanz für die
Politik der Soldaten bauen. Sie
hat die Personallage bei der
Bundeswehr spürbar verbessert,
zusätzliche Leistungen für Sol-
daten im sozialen Bereich
durchgesetzt und bei Ausrü-
stung und Bewaffnung der Bun-
deswehr wichtige Fortschritte
erzielt. Diese Politik für die Sol-
daten wollen wir in den nächsten
Jahren ausbauen. Erforderlich
sind dabei deutliche Schwer-
punkte, die den Anliegen der
Soldaten gerecht werden. Unz"CT\e soziale Härten müssuliV

abgebaut werden.

Als Beauftragter der CDU für
die Bundeswehr trete ich dafür
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r. Juni - Ein Gedenktag
von aktueller politischer Bedeutung
Eduard Lintner

Vier Jahre nach Ausrufung des kommunistischen Teilstaates in
Deutschland gingen die Deutschen am 17. Juni 1953 in Ost-Berlin
und der DDR auf die Straße, um Freiheit, Demokratie und
Menschenrechte einzufordern. 36 Jahre später und 40 Jahre nach
der Gründung der DDR werden den Bürgern dort die elementaren
Grundrechte immer noch vorenthalten; von daher ist der 17. Juni
1953 nicht ein sich allmählich erledigender Gedenktag und kein bloß
historisches Datum. Er ist von höchst aktueller politischer Brisanz,
denn sein Anliegen ist immer noch nicht erfüllt. Der nationale
Gedenktag am 17. Juni fordert daher unverändert unser ganzes
politisches Engagement.

Was denkt sich die DDR-Füh-
rung eigentlich dabei, einerseits
die eigenen Bürger wie in einer

tung gefangen zu halten, an-
erseits aber vor der gesamten

Weltöffentlichkeit feierlich
Menschenrechtsdeklarationen
zu unterzeichnen, die sie dann
regelmäßig nicht beachtet? So-
viel ungeschminkter und ver-
trauenzerstörender Zynismus ist
sonst nirgendwo mehr im Ost-
block zu finden.

Die SED-Führung hat aus den
vergangenen 40 Jahren nichts
gelernt. Unverändert zeigt sie
sich unfähig, der DDR einen
verläßlichen inneren Frieden zu
geben, sonst müßte sie den Bür-
gern ein Mindestmaß an demo-
kratischer Freiheit, politischer
Mündigkeit und Wahlmöglich-
keit zugestehen.

Fortsetzung von Seite 4

ein, daß die mit dem Grund-
wehrdienst verbundenen Lasten
für die Wehrpflichtigen und ihre
Familien materiell akzeptabler
gemacht werden. Dem Vorwurf
der „Gammlerei" muß durch ge-
zielte Maßnahmen der Boden
entzogen werden. Die Attrakti-
vität des Arbeitsplatzes Bundes-
wehr muß verbessert werden.

Die zunehmende Konkurrenz
mit der privaten Wirtschaft er-
fordert erhebliche Anstrengun-
gen, den Beruf des Soldaten
attraktiv zu erhalten und für die
90er Jahre wettbewerbsfähig zu
machen. Die mit dem Soldaten-
beruf verbundenen besonderen

£rten für die Familien müssen
weit wie möglich abgebaut

und materiell ausgeglichen wer-
den. •

Verständlicherweise geht die
Zeit, in der sich die Bevölkerung
das ohne Widerstand gefallen
gelassen hat, unwiderruflich zu
Ende. Die Beispiele in der So-
wjetunion, in Polen und Ungarn
wirken dabei als Katalysatoren.

In dieser kritischen Lage ist es
kein Wunder, wenn Bürger in
letzter Zeit immer häufiger öf-
fentlich demonstrieren und
ohne Rücksicht auf zu erwar-
tende persönliche Nachteile De-
mokratie, Bürgerrechte und
Reisefreiheit fordern.

Hoffnung aufgegeben?

Das hervorstechendste Merk-
mal dieses unfriedlichen und ge-
sellschaftlich kranken Zustan-
des in der DDR ist die bis heute
wachsende Zahl von Ausreise-

begehren, deren Größenord-
nung wir nur schätzen können,
gewiß beträgt sie aber mehrere
100000. Diese Menschen wollen
ihre vertraute Heimat doch
nicht verlassen, weil sie in der
Bundesrepublik Deutschland
das Paradies vermuten, wo
Milch und Honig fließen; sie
wollen der Atmosphäre des
Mißtrauens, der ständigen, gän-
gelnden Bevormundung, der all-
gegenwärtigen Kontrolle, dem
lückenlosen Griff der Staats-
sicherheit und der Perspektiv-
losigkeit entkommen; kurzum:
sie suchen für sich und ihre Kin-
der die Chance zur Selbstver-
wirklichung. Diese Menschen
haben die Hoffnung aufgege-
ben, daß sich in absehbarer Zeit
in der DDR etwas ändert. Das
ist ein vernichtender Befund.

Im 40sten Jahr ihrer Existenz
ist die DDR unwiderruflich an
einem Wendepunkt angekom-
men: Partei und Staatsorgane
müssen ihr Verhältnis zum eige-
nen Bürger bereinigen. Men-
schenwürdiges Leben ist nur
dort möglich, wo der Staat be-
reit ist, sich dem Willen der
Bürger zu beugen und seine
Macht rechtsstaatlich zu be-
schränken. Dann brauchte es
das Monstrum Mauer nicht
mehr.

Weitaus die meisten Deut-
schen würden dann in der ver-
trauten Umgebung und Gesell-
schaft bleiben. Die Mauer ist
das Symbol für alles, was das
autoritäre kommunistische Re-
gime seinen Untertanen vorent-
hält und zumutet, aus Stein ge-
schaffene Mißachtung der
menschlichen Würde.

Robert Havemann, jener
Marxist und kritische Wegbe-
gleiter der DDR, hat im Rück-
blick auf den 17. Juni 1953 ein-
mal formuliert:

»Ich war dafür einge-
treten, daß Freiheit
die freie Wahl zwi-
schen verschiedenen
Möglichkeiten be-
deutet und daß um
so mehr Freiheit ist,
je mehr Möglichkei-
ten uns die Gesell-
schaft bietet.«

Diese selbstverständliche
Forderung ist in der DDR bis
heute nicht eingelöst.

Anm.:

Eduard Lintner ist Vorsitzender der
Arbeitsgruppe Deutschlandpolitik
und Berlinfragen der CDU/CSU-
Fraktion des Deutschen Bundesta-
ges. •

Aussiedler - Fremde in der Heimat
Die Identität eines siebenbürgischen Jugendlichen,
der in der Bundesrepublik Deutschland lebt
Agnes Franchy
Wie sieht die Identität eines siebenbürgischen Jugendlichen aus, der
in der Bundesrepublik Deutschland lebt? Die Frage scheint mir
heute aktueller denn je, besonders wegen der öffentlich politisch
diskutierten Problematik der Aussiedler.

Die Aussiedler werden seit
der Ära Gorbatschow von der
Bundesbevölkerung geradezu
als gefährliche Invasion angese-
hen. Es geht dabei bekanntlich
um Angst, was Arbeitsplatz-
und Wohnmangel anbetrifft,
aber auch um Platzangst im Be-
reich der kulturellen und religiö-
sen Entfaltungsansprüche der
sich in diesem Land bildenden
Gruppierungen. Diese Angst
herrscht auch im Blick auf die in

der Bundesrepublik lebenden
Ausländer und Asylanten.

In der breiten Öffentlichkeit
wird leider kein Unterschied
zwischen Asylanten, Auslän-
dern und Aussiedlern gemacht.
Darum müssen auch die Sieben-
bürger Sachsen diese neue Si-
tuation zur Kenntnis nehmen.
(Nebenbei gesagt: Asylanten,
Ausländer und Aussiedler sind
durchaus ähnliche Gruppen, die
vor allem auf menschliche Of-
fenheit und nicht allein auf so-

ziale Unterstützung angewiesen
sind.)

Dem Informationsmangel
begegnen

Nach meinen Beobachtungen
sind die erheblichen Unter-
schiede zwischen Aussiedlern
und Asylanten oder Auslän-
dern, vor allem was ihre Reli-
gion, Kultur und Sprache, insbe-
sondere aber ihre Geschichte
betrifft, mangels fachlicher In-
formation einerseits und zuneh-
mender Tendenzen zum Säkula-
rismus andererseits für breite
Bevölkerungsschichten, über-
wiegend für die jüngere Genera-
tion, unsichtbar.
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Seit meiner Einwanderung in
die Bundesrepublik zusammen
mit meinen Eltern vor elf Jah-
ren, begegne ich dem Informa-
tionsmangel auf Schritt und
Tritt. Dieser Umstand muß sei-
tens der Aussiedler, in unserem
Fall seitens der Siebenbürger
Sachsen gesehen werden und es
muß versucht werden, diesem
Informationsmangel zu begeg-
nen.

Die Religionszugehörigkeit
zur evangelisch-lutherischen
Kirche oder die deutsche
Sprache, die von siebenbürgi-
schen Aussiedlern zunehmend
schlecht gesprochen wird, ist
hierzulande für den Normalbür-
ger keine einsichtige Argumen-
tation, um von heute auf morgen
als deutscher Bürger anerkannt
zu werden. Daß die deutsche
Sprache und Kultur, die bei uns
Siebenbürger Sachsen unter al-
len Aussiedlern noch am ehe-
sten vorhanden ist, trotzdem für
die Anerkennung als Deutscher
in der Bevölkerung nicht rele-
vant ist, hat freilich m. E. auch
mit dem nationalen Identitäts-
verlust der Deutschen nach 1945
zu tun.

Was die konfessionelle Zuge-
hörigkeit zur Evangelisch-Lu-
therischen Kirche angeht, ist
ebenfalls keine zwingende Soli-
darisierung von Seiten der
Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) den Sie-
benbürger Sachsen gegenüber
gegeben. Im Bereich der EKD
ist ein pluralistisches Bild anzu-
treffen, das nicht volkskirchlich
geprägt ist. Innerhalb der Kir-
che ist wenig Verständnis für
den Auswanderungswillen der
Aussiedler zu beobachten. Nur.
äußerste Not, wie sie im Fall der
Asylsuchenden besteht, recht-
fertigt Hilfe.

Ein weiterer Informations-
mangel besteht im Bereich der
Geschiehtskenntnisse, die jün-
gere Geschichte der im Osten
lebenden deutschen Gruppen
betreffend. Dieser Mangel ist
übrigens bei Siebenbürger Sach-
sen ebenso groß wie bei den
Bundesbürgern, bei denen diese,
Kenntnisse nicht zwigend vor-
ausgesetzt werden können. An
diesem Punkt sind vor allem die
Historiker sowie die Zeitzeugen
gefragt, die zum eigenen Ver-
ständnis der Siebenbürgef Sach-
sen ihren Beitrag leisten sollten.

Soweit mir bekannt ist, wurde
es nach Kriegsende 1945 ver-
säumt, Beschlüsse zu fassen
oder Verträge darüber auszuar-

beiten, wie das Schicksal der
Deutschen in den östlichen Län-
dern aussehen soll. Die An-
nahme, daß diese Gruppen von
den jeweiligen Ländern und Na-
tionen, zu denen sie zwangsläu-
fig nach 1945 gehörten, aufgeso-
gen, umgeprägt und sozialisiert
werden, hat sich nicht bewahr-
heitet. Das nationale Minder-
heitenproblem ist heute in der

• UdSSR größer denn je und Gor-
batschow scheint durch die Ge-
nehmigung zur Auswanderung

Am 14.2.1962 wurde Agnes Fran-
chy in Bistritz (Rumänien) gebo-
ren. Mit ihren Eltern kam sie 1978
im Zuge der Familienzusammen-
führung in die Bundesrepublik
Deutschland. Seit dem Winterse-
mester 1981/82 studiert sie Evan-
gelische Theologie, seit 1987 in
Bonn.

seiner deutschen Minderheit ein
nationales Problem mehr besei-
tigen zu wollen.

Das nationale Minderheiten-
problem im Osten ist also in 40
Jahren nicht verschwunden. In-
dessen hat in der Bundesrepu-
blik eine rapide Veränderung,
durch Fortschritt und Wohl-
stand geprägt, stattgefunden.
Sie hat das Individuum geför-
dert und zu seiner freien Entfal-
tung angeregt. Gruppenzugehö-
rigkeit, von einheitlicher Kultur
und einem nationalen Gefühl
getragen, war nicht gefragt.
Nach dem schändlichen Miß-
brauch des nationalen Gruppen-
gefühls durch den Nationalso-
zialismus ist diese Entwicklung
verständlich und die Hochzüch-
tung solchen Nationalbewußt-
seins sollte keine Wiederholung
erfahren.

Schwierigkeiten
bei der Integration

Das nationale Minderheiten-
problem in den Ostblockstaaten
trägt zu der Aussiedlerwelle bei.
Doch die großen Zahlen von
Aussiedlern rechtfertigen in der
Bundesrepublik keine besonde-
ren Minderheitenansprüche, da
durch die Rückkehr ins Mutter-

Arn 8. Mai veröffentlichten die EKD und die Deutsche Bischofs-
konferenz zum Thema Aussiedler ein gemeinsames Wort, dessen
2. Teil wir im folgenden dokumentieren.

„Als Kirchen sagen wir den Aussiedlern zu', daß wir sie von
Herzen in unsere Gemeinschaft aufnehmen wollen, ihnen beiste-
hen und sie auf ihrem Weg begleiten werden. Wir bitten sie, daß
sie auch bei auftretenden Schwierigkeiten das Leben in der
neuen Heimat in Geduld und Hoffnung und im Vertrauen auf
Gottes Gnade und seine freundliche Führung annehmen und
gestalten. Die Öffentlichkeit und die Christen in unserem Land
bitten wir zu bedenken: Aussiedler kommen nicht leichten
Herzens. Sie haben oft jahrelange Wartezeiten hinter sich,
nachdem sie sich einmal zur Ausreise durchgerungen haben. Wir
dürfen ihnen keine Vorwürfe machen, wenn sie mangels Ausrei-
seerlaubnis nicht früher kommen konnten oder wenn sie in der
angestammten Heimat so lange ausharrten, wie es für sie
zumutbar war.

Die Gründe zur Aussiedlung liegen in den schweren Einzel-
schicksalen dieser Menschen, aber auch im Gesamtschicksal der
Deutschen. Sie haben in ihren bisherigen Wohngebieten wegen
ihrer nationalen Zugehörigkeit und ihres christlichen Glaubens
Benachteiligungen und manchmal auch Verfolgung erlittten und-
sich zur Aussiedlung entschlossen, um als Deutsche und als
Christen in Freiheit und Frieden leben zu können. Wir verpflich-
ten uns, ihnen dabei zu helfen.

Gerade in der christlichen Gemeinde erwarten die Aussiedler
Verständnis, Hilfe und Gemeinschaft. Dabei sind die materiellen
Probleme - abgesehen von der Wohnungsfrage - meist schneller
zu bewältigen als die Eingewöhnung in die Lebensweise unserer
Gesellschaft und unserer Kirchen. Die Christen in unserem Land
sind deshalb herausgefordert, den Aussiedlern in ihren Schwie-
rigkeiten mit besonderer Zuwendung zu begegnen und ihnen bei
der Lösung ihrer Lebensprobleme im Geiste Jesu Christi zu
helfen. Auch Nachbarschaftshilfe ist gefragt.

Wenn jüngere Aussiedler die deutsche Sprache noch nicht
hinreichend beherrschen, so ist das eine Folge ihrer bisherigen
Lebensumstände. Wir müssen trotz aller Anpassungsprobleme
sehen, daß Menschen zu uns kommen, die ihrerseits viele Gaben
und Fertigkeiten mitbringen und gleichwertige Glieder unserer
Gemeinschaft in Kirche und Gesellschaft sind. Nicht zuletzt die
große Zahl ihrer Kinder ist eine Bereicherung für uns.

Alle, die sich für die Integration der Aussiedler einsetzen,
verdienen unseren Dank. Viele einzelne Bürger, aber auch-^x
staatliche, kommunale und kirchliche Stellen zeigen eine großevj)
Bereitschaft, die Eingliederung der Aussiedler unter menschen-
würdigen Bedingungen und in christlicher Liebe und Geduld zu
fördern. Sie folgen damit der biblischen Weisung, die uns
gebietet, unserem Nächsten beizustehen und ihm in Liebe zu
helfen. Der Apostel Paulus sagt: ,Nehmt einander an, wie auch
Christus uns angenommen hat, zur Ehre Gottes' (Römer 15,7)."

land das ethische Problem sich
von selbst erledigt. Nun ist das
für die Politiker einsichtig, nicht
aber für die Bevölkerung. Da
ihr die Hintergründe zu wenig
bekannt sind, versteht sie man-
che Verhaltensweisen der Aus-
siedler nicht. Diese wiederum
fühlen sich nicht verstanden und
suchen Gemeinschaft und Halt
unter ihresgleichen. Die Ab-
grenzung in Sprache und Kultur,
die für das Überleben der ethni-
schen Minderheit im östlichen
Herkunftsgebiet notwendig
War, um dem Einzelnen zu hel-
fen, seine Identität zu bewah-
ren, ist hier im Mutterland nicht
mehr nötig.

Dennoch tauchen für den Um-
siedler Probleme auf. Zunächst
muß er begreifen lernen, daß
die im Herkunftsland zwingend
notwendige Abgrenzung nicht
mehr notwendig ist. Dem wider-
strebt sein angeborenes Gup-
penzugehörigkeitsgefühl. Die-
ses hat ihn bisher getragen. Nun
geht es durch mehrere Um-
stände bedingt allmählich verlo-
ren. Er muß also lernen, frei zu
schwimmen bzw. sich freizu-
schwimmen. Das ist nicht leicht
Zum anderen wird er merkew.
daß er in der bundesdeutschen
Bevölkerung nicht ohne weite-
res integriert ist, weil einerseits
die Kultur seiner ethnischen
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,~ Gruppe und andererseits die
i f ebensweise und Kultur des

v'olkes und Raumes, in dem er
vorher als Deutscher gelebt hat,
sein Denken und Verhalten mit-
bestimmt haben. Hinzu kommt
das oft sehr mangelhafte
Deutsch, das der Aussiedler
spricht oder der andere Zungen-
schlag, den Aussiedler oft bis an
ihr Lebensende nicht verändern
können. Das läßt den Aussied-
ler als fremdartig erscheinen.

Wie kann nun angesichts die-
ser Probleme die Identität eines
siebenbürgischen Jugendlichen
aussehen?

Die Frage, speziell auf Ju-
gendliche gemünzt, ist für mich
unbedingt mit der Frage nach
der Integrationswilligkeit und

^ntegrationsmöglichkeit des
l^}inzelnen zusammen zu sehen.

Dabei spielt der Lebensraum
aus dem Herkunftsgebiet, das
gesellschaftliche Umfeld und die
mehr oder minder intakten Ord-
nungen, wie Sitten und Bräu-
che, eine wichtige Rolle. Es is,t
sodann nicht unerheblich, wo
der Aussiedler seinen neuen
Wohnort hat.

Es spielt eine große Rolle, ob
der Aussiedler in eine von sei-
nen Landsleuten besiedelte Ge-
gend zieht, wo er weitere Kon-
takte zu seinen Landsleuten
pflegen kann, oder ob er in eine
Umgebung kommt, wo er auf
neue Kontakte angewiesen ist.
Ebenso spielt das Alter, in dem
die Umsiedlung stattfindet, eine,
ausschlaggebende Rolle. Von

diesen und anderen Faktoren ist
die Integrationsfähigkeit und
die Integrationsdauer der Ju-
gendlichen abhängig.

Das Umsiedlungsalter und die
Persönlichkeitsstruktur

Der siebenbürgische Jugend-
liche sieht sich in erster Linie als
Deutscher. Die Betonung dieser
Volkszugehörigkeit stößt hier
bei Gleichaltrigen oft auf Un-
verständnis. Diese Ein-'und Ab-
grenzung ist für einen in der
Bundesrepublik nach 1945 auf-
gewachsenen Jugendlichen
weitgehend unbekannt. Dafür
sollte auch seitens des Sieben-
bürger Sachsen Verständnis auf-
gebracht werden. Das aber be-
deutet, daß sich der Siebenbür-
ger mit der besonderen Ge-
schichte und der jüngsten Ver-
gangenheit des deutschen Vol-
kes vertraut machen muß.

In zweiter Linie ist der deut-
sche Siebenbürger ein Sieben-
bürger Sache. An dieser Stelle
beobachte ich zwei Entwicklun-
gen.
1. Die eine möchte ich etwas
kraß als absolute Integration be-
zeichnen. Darunter verstehe ich
die Ablegung der siebenbür-
gisch-sächsischen Mundart, die
Verleugnung der eigenen Her-
kunft, das Desinteresse an den
Menschen, die in Siebenbürgen
bzw. in Rumänien leben müs-
sen, das Vergessen und Ver-
drängenwollen eigener Vergan-
genheit, die völlige Anpassung
bis hin zur Schamröte, wenn der
Jugendliche seiner Abstam-

mung überführt wird. Dieses
Verhalten läßt auf mangelndes
Selbstbewußtsein und auf
Angst, negativ aufzufallen,
schließen. Andererseits bezeugt
es ein starkes Bedürfnis, sich
eine neue Identität zu geben.
Diese soll losgelöst vom Grup-
pengefühl der Annahme einer
hiesigen Lebensführung und
freiheitlichen Entfaltung des
Einzelnen dienen.

2. Die zweite Entwicklung, die
ich beobachten konnte, will ich
als Suche nach der alten Identi-
tät bezeichnen. Diese Entwick-
lung wird getragen und begün-
stigt von der älteren Generation
unter, uns Siebenbürger Sach-
sen. Diese sieht nach wie vor in
der Gruppenzugehörigkeit auch
die Verwirklichung der eigenen
Identität. Sie will dieses Denken
und Empfinden den jungen Sie-
benbürger Sachsen weiter ver-
mitteln. Kinder, die in dieser
Weise erzogen werden und in
diesem Geist aufwachsen, kön-
nen durchaus als Siebenbürger
Sachsen unter Bundesbürgern
mit ihrer Identität leben, doch
bleiben sie m. E. dem Gruppen-
denken verhaftet und von der
Gruppe abhängig. Diese Ent-
wicklung ist insbesondere in grö-
ßeren Siedlungen der Sieben-
bürger Sachsen möglich und ver-
einzelt zu beobachten.

Für die Identitätsfindung ist
das Umsiedlungsalter des Ju-
gendlichen wichtig. Für Jugend-
liche, die im Alter von 20-30
Jahren auswandern, sind die In-
tegrations- und Identitätspro-
bleme schwerer zu bewältigen

als für Jüngere. Freundschaften
und Partnerschaften, die sich
überwiegend auf die Gruppe be-
schränken, zu der die Jugendli-
chen sich durch ihre Vergangen-
heit zugehörig fühlen, zeigen,
wie sehr Menschen gesucht wer-
den, die das gleiche Schicksal
hatten oder zumindest für dieses
Verständnis aufbringen können.
Jüngere Aussiedler erleben ihre
Altersgenossen und ihre Um-
welt in einer Weise, die günsti-
gere Voraussetzungen für die
Integration und damit für die
Erlangung eines neuen Identi-
tätsbewußtseins schaffen.

Somit ist m. E. kein einheitli-
ches Bild (die Identitätsfrage be-
treffend) festzustellen. Das
Selbstverständnis des sieben-
bürgischen Jugendlichen ist von
vielen Faktoren abhängig. Wir
sind gefordert, unsere eigene
Geschichte, die der Gruppe und
des Einzelnen auf dem Hinter-
grund der vergangenen 50 Jahre
zu erforschen, um zu verstehen,
was unsere Eltern und uns zu
der Auswanderung aus Rumä-
nien veranlaßt hat. Wir müssen
uns selbst in diesen für unser
Leben so wichtigen Fragen Klar-
heit verschaffen, um aufprägen
unserer Mitbürger verständliche
Antworten geben zu können..
Die heutige Problemstellung in
der bundesdeutschen Bevölke-
rung fordert uns dazu geradezu
heraus.

Unsere Antworten sollen
keine Rechtfertigung für unser
Dasein geben, sollen aber Klar-
heit für uns und unser Selbstver-
ständnis schaffen. Davon nehme
ich mich nicht aus.

^ukunftschancen für Heranwachsende
Eindrücke von einer Studienreise durch Südafrika und Namibia
Arnulf Borsche
Es ist wohl eine Binsenwahrheit, daß mit wachsender Entfernung
vom Ort des Geschehens die von den Medien vermittelten Bilder
unschärfer und die transportierten Informationen verwaschener
werden. Diese Erkenntnis bestätigt sich in augenfälliger Weise beim
Vergleich der während einer Studienreise durch Südafrika und
Namibia durch eigene Anschauung und in vielen Gesprächen mit
dort lebenden Menschen - Schwarzen, Farbigen und Weißen -
gewonnenen Eindrücken mit dem hierzulande suggerierten Sachver-
halt. Sehr schnell kommt die Einsicht, daß man hinsichtlich der
realen Situation in diesen Ländern umdenken muß. Das in unseren
Medien gezeigte Bild deckt sich nur selten mit den Beobachtungen,
die man vor Ort leicht und nachprüfbar machen kann.

So wie der Reisende durch
die ihm hierzulande gemeinhin

^gängliche Berichterstattung
Umgestimmt ist, wird er, wenn
er sich erst einmal in Südafrika
befindet, ganz unwillkürlich auf
alle Anzeichen achten, die Be-

weis für eine unverändert starre
Apartheidspolitik sein können.
So ging es naturgemäß auch mir.
Sehr bald aber stellte ich zu
meiner eigenen Überraschung
fest, daß negative Auswüchse
einer Apartheidspolitik im Land

selbst sich keineswegs so drama-
tisch auswirken, wie sie bei uns
immer wieder dargestellt wer-
den. Aggressive Haltung von
seifen schwarzer oder farbiger
Südafrikaner ist mir in all den
Wochen meiner Reise nicht be-
gegnet, wenn ich von der flüchti-
gen Begrüßung eines mit Wei-
ßen besetzten Touristenbusses
durch einen jungen Schwarzen
in Katutura (Vorort von Wind-
hoek) mit erhobener Faust ab-
sehe. Im viel beschriebenen So-
weto, wo es in der Tat viel
Elend, Armut und Not zu sehen
gibt, habe ich mich unbehelligt
bewegt, Läden besucht und mit

schwarzen Einwohnern gespro-
chen. Haß oder Abneigung ist
mir nicht begegnet, wohl aber
die Sorge vorgetragen worden,
daß sich auch unser Land
schließlich zu wirtschaftlichen
Sanktionen gegenüber Süd-
afrika bereitfinden könnte.

. Auffallend war aber in So-
weto wie auch in Crossroads bei
Kapstadt die gewaltige Zahl von
jungen Menschen, die dort zur
Schule gehen. In wenigen Jah-
ren werden diese Jugendlichen
eine Berufsausbildung brauchen
und qualifizierte Arbeitsplätze
überhaupt suchen. Diesen Her-
anwachsenden Zukunftschan-
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^Gemeindetag unter dem Wort"
Zum ersten großen Protestan-

tentreffen dieses Jahres, dem
„Gemeindetag unter dem
Wort", kamen im Stuttgarter
Neckarstadion etwa 50 000 Chri-
sten zusammen. Der seit 1973
meist im Wechsel von Nord und
Süd veranstaltete Gemeindetag
ist das zentrale Treffen der theo-
logischen konservativen Prote-
stanten, der Evangelikaien.
Hauptredener des 8. Gemeinde-
tages unter dem Motto „Aufse-
hen zu Jesus" war der Bischof
der Evangelischen Landeskir-
che in Württemberg, Theo Sorg.
Er verglich den .Weg des Glau-
bens mit einem Langstrecken-
lauf im Sport. Dort komme alles
auf den Trainer an. Auch wer
'ly) der „Bahn des Glaubens"
unterwegs sei, schaffe seinen
Lauf nicht allein: Alles komme
auf Jesus Christus an, den „An-
fänger und Vollender des Glau-
bens". Der Vorsitzende der pie-
tistischen Ludwig-Hofacker-
Vereinigung in Württemberg,
die den diesjährigen Gemeinde-
tag veranstaltete, der desi-
gnierte Ulmer Prälat Rolf
Scheffbuch, rief zu einer „Neu-
Evangelisierung Europas" auf.
Mehr als die Kritik an der Bibel
stehe diesem Ziel oft die Schein-
heiligkeit der Christen und ihre
mangelnde Bereitschaft zur
Buße entgegen.

Vor der Presse sagte Rolf
Scheffbuch,' der Gemeindetag
wolle als „Basisbewegung"
geistliche Grundlagen für die

jhe legen. Es gehe nicht

darum, die Sache der Kirche
„aufzuheizen durch gesellschaft-
liche Tagesthemen", sondern
deutlich zu machen, „wie man
in den Himmel kommt". Dies
sei „das aktuellste Thema, wenn
man es von der Ewigkeit her
betrachtet". Die Gemeindetags-
besucher verstünden sich als
„Kerngemeinde" der Kirche,
aber nicht als „Pressure Group".

Zum Kirchentag vom 7. bis
11. Juni in Berlin äußerte
Scheffbuch, es brauchte keinen
Gemeindetag zu geben, wenn
der Kirchentag „Stärkung zum
Glauben" gebe. Dieser verstehe

Dr. Jürgen Warnke (vorne) .und
Albrecht Martin stellen sich dem
Gespräch

sich aber nach den Worten sei-
nes Präsidenten, Helmut Simon,
als „Bürgerrechtsbewegung".
Zur gesellschaftlichen Verant-
wortung erklärte Scheffbuch,
Christen sollten nicht nur über

Mißstände klagen und diskutie-
ren, sondern auch vermehrt
selbst in die Politik gehen.
Ebenso trete man dafür ein, daß

und „ohne jede Extravaganz"
ihr Christsein deutlich machten.
Der Gemeindetag, der in enger
Verbindung mit der Deutschen
Evangelischen Allianz veran-
staltet wird, zählte 8000 aktive
Mitwirkende.

idea

Aufruf des Schwarzen Kreuzes

junge Christen angesichts des
Pflegenotstandes soziale Berufe
ergreifen: Es sei „ein Vorrecht,
den Menschen zu dienen." Das
Mitglied des Rates der EKD,
Prof. Erika Kimmich (Stutt-
gart), erklärte im Gespräch mit
Gemeindetagsbesuchern, es sei
höchste Zeit, daß das Thema
„Christ werden - Christ blei-
ben" im Leben der Kirchenge-
meinden wie auch im Religions-
unterricht konkret werde.

Der Bundesvorsitzende des
Evangelischen Arbeitskreises
der CDU/CSU, Staatsminister
Albrecht Martin begrüßte Ver-
anstaltungen wie den Gemein-
detag. Er sei besonders beein-
druckt von den zahlreichen Ju-
gendlichen, die unbekümmert

Veranstaltungsangebqte
der Konrad-Adenauer-
Stiftung

9.-7.7.1989 (VA Nr. 234)
Parteiprofile und Wählerwandel
- Die großen Volksparteien vor
neuen Herausforderungen

7.-11.8.1989 (VA Nr. 238)
Workshop für Redakteure von
JU-Zeitungen

18.-20.8.1989 (VA Nr. 247)
Bonner Politik in der Verbands-
zeitung - Möglichkeiten und Er-
fahrungen. Fachtagung für
Journalisten (für Redakteure
von Partei-/Verbandszeitungen)

Anmeldungen nimmt entge-
gen: Institut für Politische Bil-
dung, Schloß Eichholz,
Postfach 1331,
5047Wesseüng

23. Deutscher Evangelischer Kirchentag
Berlin als Ort der Begegnung und lebendigen Auseinandersetzung
Jürgen Wohlrabe

Vom 7. bis 11. Juni 1989 hat-
ten sich in Berlin 150000 Chri-
sten aus allen Teilen unseres
Landes zum 23. Deutschen
Evangelischen Kirchentag ver-
sammelt. Unsere Stadt konnte
einmal mehr die Rolle überneh-
men, um die sie sich auch in
Politik, Wirtschaft und Kultur
bemüht: ein Ort zu sein für Be-
gegnung, lebendige Auseinan-
dersetzung, Erfahrungsaus-

sch und das Nachdenken
Zukunftsperspektiven.

Berlin ist ja nicht nur die
Stadt, in der sich das Schicksal
unseres Volkes am deutlichsten

manifestiert. Berlin ist der Ort,
an dem unterschiedliche Gesell-
schaftssysteme aufeinandertref-
fen. Hier ist eine Entwicklung
im Gange, die vom Gegeneinan-
der zum Nebeneinander geführt
hat und die - wenn es nach
unseren Wünschen geht - zum
Miteinander führen soll.

So, wie sich gerade in den
letzten Monaten in der Politik
erfreulicherweise die Chance
abzeichnet, die zentrale geogra-
phische Lage Berlins zur Über-
windung von Ost-West-Gegen-
sätzen zu nutzen, kann auch in
vielen anderen Bereichen un-

Unsere
zeit

sere Stadt zum Ort der Begeg-
nung werden. Deshalb erfüllt es
uns Berliner mit besonderer Ge-
nugtuung, daß an diesem Kir-
chentag auch zahlreiche Chri-
sten aus der DDR teilnehmen
konnten. Viele unter ihnen
mußten als Privatpersonen an-
reisen, doch gab es auch eine
offizielle Delegation der Kir-
chen der DDR.

Darüber hinaus erhielten
rund 300 Christen aus der DDR
die Genehmigung zu einem ein-
tägigen Besuch des Kirchenta-
ges. Dies war nicht nur eine
wichtige Bereicherung der ge-
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Der EAK-Bundesvorsitzende, Albrecht Martin,
im Gespräch mit Kirchentagsbesuchern

samten Veranstaltung, sondern
auch ein positives politisches
Zeichen.

Seit 1951 war Berlin zum vier-
ten Mal Veranstaltungsort des
Deutschen Evangelischen Kir-
chentages, und wiederum haben
wir uns bemüht, gute Gastgeber
zu sein. Unter den 150000 Teil-
nehmern befanden sich diesmal
rund 95000 Jugendliche. Für
viele von ihnen war dies die
erste Begegnung mit unserer
Stadt, und es ist zu hoffen, daß
sie am Rande des Kirchentages
.auch einen lebendigen Eindruck
der besonderen Situation Ber-
lins erhalten haben.

Blick auf die Zukunft richten

Unter dem Motto „Unsere
Zeit in Gottes Händen" haben
die Teilnehmer des Kirchen-
tages über viele Aspekte des
kirchlichen und gesellschaft-
lichen Lebens nachgedacht und
diskutiert. Im Wissen um die
Vergangenheit richtete sich da-
bei der Blick auf Gegenwart
und Zukunft.

Aus der Sicht der Christen,
aber auch aus der Sicht des
Staatsbürgers - denn wir alle sind
beides zugleich - wird immer
auch über die Pflicht zum Enga-
gement in der Gesellschaft zu
sprechen sein. Aus meiner 26jäh-
rigen parlamentarischen Erfah-
rung weiß ich, wie wichtig für
unsere Demokratie auf allen
Ebenen die aktive Mitwirkung
der Bürger ist. Erst das persön-
liche Engagement im sozialen
und gesellschaftlichen Bereich,
aber auch in der Politik - ermög-
licht es uns, die Werte des Chri-
stentums zu Maßstäben offiziel-
len Handelns zu machen und un-
sere christliche Überzeugung in
die Gesellschaft einzubringen.

Auf diese Weise können wir
unseren Beitrag dazu leisten,
das zu erhalten, was Gott den
Menschen anvertraut hat, und
die Chance wahrzunehmen, die
er uns bietet: in Würde, Tole-
ranz und Freiheit miteinander
zu leben.

Eröffnungsgottesdienst von Bischof
Dr. Martin Kruse vor der Kaiser-
Wilhelm-Gedächtniskirche

Welch kostbares Gut diese
Chance ist, wird gerade hier in
Berlin besonders deutlich.

„Voraussetzung für ein Leben
in Würde und Freiheit aber ist
der Frieden."

Ihn zu bewahren, bleibt die
gemeinsame Verantwortung al-
ler in Ost und West. Berlin ist
- nicht nur beim Kirchentag —
der geeignete Ort, darüber
nachzudenken.

Anm.:

Jürgen Wohlrabe ist Präsident des
Abgeordnetenhauses von Berlin.

Langsame
D emokratisierungs-
fortschritte
in Nicaragua
Berlin. Der Demokratisie-
rungsprozeß in Nicaragua
kommt nach dem Worten von
Bundesentwicklungsminister
Dr. Jürgen Warnke sehr lang-
sam voran. Nach wie vor
komme es zu Menschen-
rechtsverletzungen, Ein-
schränkungen der Pressefrei-
heit für die Kirchen und die
Opposition, erklärte Minister
Warnke am Samstag, 10. 6.,
nach seiner Rückkehr aus Ni-
caragua am Stand des Evan-
gelischen Arbeitskreises und
der Jungen Union auf dem
23. Deutschen Evangelischen
Kirchentag in Berlin. Nach
Angaben der Regierung sä-
ßen 2500 politische Gefan-
gene und nach Angaben der
Opposition 6000 in den Ge-
fängnissen der Sandinisten.
Kardinal Obando Bravo und
andere Vertreter der katholi-
schen Kirche hätten in Ge-
sprächen mit dem Minister
betont, daß besonders die
Bauern als politische Gefan-
gene inhaftiert seien. Diese
ständen zwischen dem Terror
der Contras und den sandini-
stischen Regierungstruppen.

Scharf kritisierte Minister
Warnke den Auftritt des ni-
caraguanischen Innenmini-
sters Borge auf dem Kirchen-
tag. Während Vertreter der
Kirchen in Nicaragua Borge
als militanten Verfolger der
Kirchen täglich erlebten,
würde diesem Mann von
Christen in der Bundesrepu-
blik auf dem Kirchentag
trotz zugegebener Men-
schenrechtsverletzungen zu-
gejubelt. Zwischen dem ge-
schickten Auftritt Borges in
Berlin und der Realität in
der Politik lägen Welten, be-
tonte der Minister unter be-
zug auf seine Gespräche im
Lande. Zugleich kündigte er
an, daß Staatspräsident Or-
tega seinem Innenminister
Borge die Medienaufsicht
entzogen habe. Diese sei
eine Forderung der Opposi-
tion gewesen mit Blick auf
die Wahlen im kommenden
Jahr.

Der Entwicklungsminister
kündigte an, die Kapitalhilfe
für Nicaragua bleibe aber so-
lange eingefroren, bis der
Demokratisierungsprozeß
weiter voranschreite, (kna)

Ein politisches «•,
Ereignis ohne polifp
sehe Forderung:
Kirchentag
1951 in Berlin

' Vom 7.-11. Juni 1989 kam in
West-Berlin der 23. Deutsche
Evangelische Kirchentag zu-
sammen. Nach dem 2. Weltkrieg
wurde der Kirchentag in der
Form gegründet, in der wir ihn
als Zusammenkunft vieler Tau-
send einfacher Christen aus al-
len Bereichen kennen. Ende Juli
1949 kamen sie zu einer „Deut-
schen Evangelischen Woche" in
Hannover zusammen und grün-
deten den „Deutschen Evangeli-
schen Kirchentag". Der Kir-
chentag ist also so alt wie das.

-Grundgesetz, so alt wie die B
desrepublik. Aber es war in den
ersten Jahren der Kirchentag
der evangelischen Christen in
Ost- und West-Deutschland.

1951 kam der 3. Kirchentag in
Groß-Berlin, also in Ost- und
West-Berlin, zusammen. Es tra-
fen sich 300 000 Christen unter
der biblischen Losung „Wir sind
doch Brüder" (nach l Pt 2,17,
Rml-2,13u.ö.).

„Wir sind doch Brüder" - die-
ses aufbegehrende „doch" ver-
riet, warum der Kirchentag
1951, mitten im „Kalten Krieg",
300000 ost- und westdeutsche
Christen ohne jeden Zwang in
beiden Teilen des geteilten Ber-
lins zusammenführte. 1950 hatte
man geplant, 1951 in Stuttg
zusammenzukommen. Vor
lern Otto Dibelius, Bischof der
damals noch nicht geteilten Lan-
deskirche Berlin-Brandenburg,
drängte darauf, daß der 3. Kir-
chentag in Groß-Berlin statt-
fände. Er sollte die Verbunden-
heit der evangelischen Christen
in beiden deutschen Staaten de-
monstrieren, die in einer ge-
meinsamen Evangelischen Kir-
che in Deutschland lebten.

Diese ungezwungene Demon-
stration brüderlich-schwesterli-
cher Einheit über Staatsgrenzen
hinweg mußte zwangsläufig in
die Politik hineinwirken. Des-
halb bezeichnete Reinold von
Thadden-Trieglaff, der Vater
und erste Präsident des Kirchen-
tages, den Berliner Kirchentag
als „ein revolutionäres, geistiges
und politisches Ereignis, des| ).;
Auswirkungen noch nicht abzu-
sehen sind" („Kirche in der
Zeit", Düsseldorf 6. Jg. Nr. 157
16 August 1951).
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dem Kirchentag 1951 in
wurde mit den wenigen

Politikern diskutiert, die dorthin
gekommen waren, aber es wur-
den keine politischen Resolutio-
nen verfaßt. Politische Forde-
rungen wurden also nicht erho-
ben! Viele Kirchentagsteilneh-
mer aus der DDR.mußten mit

unangenehmen Reaktionen auf
ihren Besuch in Berlin rechnen.
Denn hier hatten sie unbeobach-
tet Westdeutschen vom ihrem
unangenehmen Schicksal .als
Christen im Osten berichten
können. 1951 war das völlig un-
gezwungene christliche Beisam-
mensein von 300000 Deutschen

im „Kalten Krieg" ein unausge-
sprochener und doch lauter Ap-
pell - auch in die Politik: „In dem
unermeßlich weiten Raum von
der Elbe bis zum chinesischen
Meer war nur noch in Berlin
einmal ein Raum freigekämpft,
in dem Kirche reden und han-
deln, loben und beten konnte",

schrieb der einzige Bonner Spit-
zenpolitiker, der den Mut gehabt
hatte, gegen das entschiedene
Nein Adenauers 1951 nach Ost-
wie West-Berlin zu fahren, Bun-
destagspräsident Hermann Eh-'
lers („Kirche und Mann" 8/1951
S. 4 und „Oldenburger Sonn-
tagsblatt" 29.7.1951). A.Meier

Protestantische ProfileKirchentags-
umfrage

1 An der Umfrage am Stand
des EAK zum Thema „Men-
schenrechtsverletzungen"
nahmen 498 Personen (208
Frauen/188 Männer) teil. 102
Fragebögen waren . (leider)
ungültig.
r^je Frage „Welche der abge-
bildeten (Menschen-) Rechte
sind für Sie am wichtigsten?"
sollte durch Ankreuzen von
5 der 24 angeführten Mög-
lichkeiten' beantwortet wer-
den.

Das Ergebnis belegt eine
hohe Beteiligung der jünge-
ren Generation.
Folgende Rechte wurden am
häufigsten genannt:
weiblich bis 19 Jahre:
1. Meinungsfreiheit (119)
2. Freiheit (96)
3. Leben (62)
weiblich bis 29 Jahre:
l . Meinungsfreiheit (24)
2. Freiheit (24)
3. Leben (15)
weiblich bis 39 Jahre:

'/ y Gleichberechtigung der
"Geschlechter (5)
2.- Geheime Wahlen (4)
3. Meinungsfreiheit (3)
weiblich über 40 Jahre:
1. Gesunde Umwelt (10)
2. Religionsfreiheit (8)
3. Freiheit (7)
männlich bis 19 Jahre:
l . Meinungsfreiheit (70)
2. Gleichheit vor Gericht

(55)
3. Freiheit (43)
männlich bis 29 Jahre:
l . Meinungsfreiheit (46)
2. Freiheit (40)
3. Leben (39)
männlich bis 39 Jahre:
1. Meinungsfreiheit (5)
2. Gleichheit vor Gericht (4)
3. Religionsfreiheit^)

~
nnlich über 40 Jahre:

l . Meinungsfreiheit (8)
2. Arbeit (7)
3. Religionsfreiheit (6)

Walter Wallmann

In der heutigen Ausgabe haben wir den Ministerpräsidenten des
Landes Hessen, Dr. Walter Wallmann, zu Wort gebeten.

Das Verhältnis eines Unions-
politikers zu Religion, Kirche
und Glauben wird im wesent-
lichen - unabhängig von seiner
Konfession - von zwei Faktoren
bestimmt.

Durch meine Erziehung,
durch die Familie, meine Umge-
bung und anderer Eindrücke
sind christliche Werte für mei-
nen Lebensweg prägend ge-
wesen. Sie waren auch mitent-
scheidend dafür, daß ich mich in
der Christlich-Demokratischen
Union engagiert habe.

Hinzu kommt das Selbstver-
ständnis der Christlich-Demo-
kratischen Union, die ihre ethi-
sche Basis aus dem christlichen
Menschenbild ableitet. Als pro-
testantischem Unionspolitiker
haben sich für mich beide Fakto-
ren miteinander verbunden.

Mein Vater war Lehrer mit
den Fächern Deutsch, Ge-
schichte, evangelische Religion
und ein ganzes Leben lang enga-
giert in seiner evangelischen
Kirche. Er war Mitglied des Kir-
chenvorstandes und vor allem
tätig in der Hannoverischen Kir-
che, im evangelischen Männer-
werk. Diese Haltung, der mein
Vater auch in der schweren Zeit
des Nationalsozialismus hin-
durch treu geblieben ist, war für
mich nicht nur beeindruckend,
sondern ist mir immer ein Vor-
bild gewesen.

Wir müssen heute feststellen,
daß wir in einer pluralistischen
Gesellschaft leben, in der ein
umfassender und verbindlicher
Wertekanon nicht mehr exi-
stiert. Eine „katholische" oder
„evangelische Politik" kann es
deshalb bei uns nicht mehr ge-
ben. Das heißt aber keineswegs,
daß die christlichen Werte des-
wegen in der Politik keine Be-
deutung mehr hätten. Die Ver-
bindung erfolgt heute über das

Dr. Walter Wallmann: Das am Ge-
meinwohl orientierte Handeln rich-
tet sich aus an den Werten der Frei-
heit, der Menschenwürde und der
Solidarität.

von christlichen Werten ge-
prägte Handeln des Politikers.

Ein in diesem Sinne verständ-
licher Maßstab des Handelns ei-
nes Politikers geht von der For-
mulierung und Durchsetzung
des öffentlichen Interesses, also
des Gemeinwohls, aus. Das am
Gemeinwohl orientierte Han-
deln richtet sich aus an den Wer-
ten der Freiheit, der Menschen-
würde und der Solidarität. Ein
in diesem Sinne verstandenes
christliches Menschenbild halte
ich auch gegenüber denjenigen
Mitbürgern aufrecht, die per-
sönlichen Zugang zum Christen-
tum nicht mehr finden oder
nicht gefunden haben. Es ist ein
Bild vom Menschen, so wie er
ist. Mit seinen Fehlern, seinen
Schwächen, aber auch mit sei-
nen Chancen und seinen Stär-
ken. Und weil das christliche
Menschenbild - jedenfalls nach
meinem Verständnis - von der
Realität des Menschen ausgeht,
birgt es Negatives wie Positives
in sich. Es sind nicht wenige, die

gerade aus christlicher Überzeu-
gung ein pessimistisches Bild
vom Menschen besitzen. Das
wirkt sich natürlich auch in der
Politik aus. Die innere Begeg-
nung, die Frage des Vertrauen-
könnens dem anderen gegen-
über, hängt jedoch letzten En-
des von solchen Grundpositio-
nen und Überzeugungen ab.

Nur wer an das Gute im Men-
schen glaubt, ist in der Lage,
seinen Gesprächspartnern offen
und ehrlich zu begegnen. Nur so
ist letztlich überhaupt an ethi-
schen Maßstäben orientiertes
Handeln möglich.

Wenn Luther von der Freiheit
eines Christenmenschen spricht,
dann denkt er an die Fähigkeit
des Menschen, zu entscheiden
und zu unterscheiden. Ich sehe
nur wenig Chancen für die ethi-
sche Bindung politischer Macht,
wenn die Natur des Menschen,
zu der eben auch sein Gewissen
und seine praktische Urteils-
kraft gehören, nur pessimistisch
angesehen würde.

Wäre ethisch gebotenes Han-.
dein ohne Bedeutung für die
Politik, dann wäre auch eine
sachgerechte Erörterung drin-
gender politischer Probleme
nicht mehr möglich. Jedes Han-
deln wäre dann gleich gültig und
damit gleichgültig. Das kann für
einen christlichen Demokraten
nicht akzeptabel sein. Der Dia-
log hätte damit seinen Sinn ver-
loren. Wo es ausschließlich
Wahrheiten gibt, aber kein Rin-
gen um die Wahrheit, verliert
jede Diskussion ihren Sinn.

In unserer hochtechnisierten
und komplexen Welt sind wir
mehr denn je auf den Dialog,
das Gespräch, angewiesen. Nur
so können wir die Gefahr der
vermeindlich so einfachen Lö-
sungen begegnen. Und gerade
in diesem Gespräch muß der
christlich geprägte Politiker im-
mer wieder für seine Überzeu-
gung kämpfen.
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Kurz notiert
Forderungen an den
Religionsunterricht

Das idea-Interview mit dem
Präsidenten der Ständigen Kul-
tusministerkonferenz, dem
rheinland-pfälzischen Kultusmi-
nister Georg Gölter (CDU), hat
ein Echo bis in die überregiona-
len Tageszeitungen erfahren.
Daß ein Politiker gegenüber der
Kirche festhalten muß, daß der
Religionsunterricht keine So-
zialkunde ist, sondern die Frohe
Botschaft der Bibel zum Inhalt
zu haben hat, sollte die Kirchen
bereits zur Buße treiben. Daß
aber ein Politiker aus schulpoli-
tischer wie christlicher Verant-
wortung heraus Lehrplanent-
würfe mehrfach zurückgehen
lassen mußte, weil sie zu wenig
Christliches enthielten, ist nichts
weniger als ein Skandal. Dem
evangelischen Kultusminister
Gölter sei hier gedankt. Die be-
troffenen Kirchenleitungen soll-
ten sich dagegen schnellstens
personelle Konsequenzen über-
legen. Daß freilich entspre-
chende Lehrplanentwürfe über-
haupt verantwortliche kirchli-
che Gremien passieren durften,
spricht Bände. Nach dem Göl-
ter-Interview fällt dem Betrach-
ter Heinrich Heine (1797-1856)
ein. Sollte er tatsächlich mit sei-
nem sarkastischen Kommentar
recht haben: „Es sind in
Deutschland die Theologen, die
dem lieben Gott ein Ende ma-
chen"? (idea)

Kultusminister Dr. Georg
Gölter führte zum Thema Reli-
gionsunterricht u. a. aus:

. . . Ich halte den allgemeinbil-
denden Unterricht in den be-
rufsbildenden Schulen für un-
verzichtbar, wenn sehnlicher
Unterricht mehr sein soll als
Vermittlung von „Know-how"
und technischer Kompetenz.
Ein amerikanischer Computer-
wissenschaftler hat einmal ge-
sagt: „Nur ein fest umrissenes
Menschenbild kann uns das
menschliche Maß für die Tech-
nik liefern". Die Äußerungen
von Bundesbildungsminister
Jürgen Möllemann, unter ande-
rem im Mai 1987 im Zentrum
der Handwerkskammer Bad
Kreuznach, spiegeln eine Vor-
stellung von schulicher Erzie-
hung wider, die ich nicht teile.
Schule hat nach dem Grundge-
setz und unserer Landesverfas-
sung einen ganzheitlichen Erzie-

hungs- und Bildungsauftrag, der
jedoch nichts mit einseitig
zweckorientiertem Denken zu
tun hat. Der Katholikenrat des
Bistums Trier, dem ich mich in
dieser Frage gern anschließe,
hat seiner Zeit dazu geäußert:
„Jeder junge Mensch hat das
Recht, Fragen nach dem tragen-
den Sinn und Wert des Lebens
zu stellen und Antworten darauf
zu erhalten. Dies ist das Feld
des Religionsunterrichts. Die
Antwort darauf, gerade in unse-
rem kulturgeschichtlichen
Raum, aus der Botschaft Jesu
darf hier nicht fehlen."

Nach dem rheinland-pfälzi-
schen Schulgesetz hat die Schule
„Weltorientierung" zu vermitteln.
Dazu gehört auch, daß sie Ant-
worten anbietet auf die Fragen
nach dem Woher, Wohin und
Wozu menschlichen Lebens, nach
den prägenden Kräften unserer
Kultur, nach derBegründungsitt-
licher Gebote. Noch immer ist un-
sere Gesellschaft, und Schule
spiegelt diese Gesellschaft wider,
durch das abendländische Chri-

. stentum entscheidend geprägt.
Die Antworten, die das Christen-
tum auf viele Fragen des jungen
Menschen versucht zu geben, sind
mehr als nur beliebige Angebote
im Supermarkt der Möglichkei-
ten neben anderen. Würde der
Religionsunterricht aus unseren
Schulen, auch aus unseren berufs-
bildenden Schulen, verschwin-
den, würde ein Stück unserer kul-
turellen Identität verlorengehen.
Warum sollten wir auf die Ver-
mittlung einer der Säulen unserer
bald 2000jährigen europäischen
Kultur verzichten, beispielsweise
angesichts eines immer selbstbe-
wußter werdenden, z. T. auch ag-
gressiverwerdenden Islam?

Ich glaube, es ist falsch, zwi-
schen themen- und bibelorien-
tiertem Religionsunterricht zu
unterscheiden. Jeder Religions-
unterricht ist themenorientiert
insoweit, als er anthropozen-
trisch ist. Er geht von den be-
wegenden Fragen des jungen
Menschen aus. Aber seine Ant-
worten nimmt er nicht von ir-
gendwoher, sondern aus dem
Wort Gottes, in erster Linie aus
der Frohen Botschaft des Neuen
Testamentes. Wenn der Reli-
gionsunterricht auf diese seine
Basis nicht zurückkäme, dann
hätte er in den Schulen nichts
verloren; wir brauchen keine
zwei Fächer Sozialkunde.

40 Jahre Frieden in Freiheit

Bonn. Anläßlich des 40. Jah-
restages der Gründung der
Nordatlantischen Verteidi-
gungsgemeinschaft hat General-
sekretär Heiner Geißler an das
Nobelpreis-Komitee in Oslo ei-
nen Brief geschrieben und darin
die NATO für den Friedensno-
belpreis vorgeschlagen. Vor der
Presse in Bonn führte der Gene-
ralsekretär dazu aus:

Die NATO hat als Verteidi-
gungsbündnis von freien und
gleichberechtigten Staaten in
Europa und Nordamerika 40
Jahre lang den Frieden gesi-
chert, während in demselben
Zeitraum auf der Erde über
hundert Kriege stattgefunden
haben.

Dies ist deshalb von besonde-
rer Bedeutung, weil Europa der
Kontinent ist, von dem zwei
Weltkriege ausgegangen waren,
der nach dem letzten Weltkrieg

. zu einer der Hauptkonfliktzo-
nen der Welt wurde und der bis
heute noch ein gespaltener Kon-
tinent ist. Deshalb ist es eine
geschichtlich einmalige Lei-
stung, daß trotz der politischen
Situation kein Krieg in Europa
ausbrach und der Frieden 40
Jahre gesichert werden konnte.

Die Zeit des Wehrdienstes für
berufliches Fortkommen nutzen

Blomberg. Die Bundeswehr
muß den Wehrdienstleistenden
in weit stärkerem. Maße als bis-
her individuelle Bildungs- und
Weiterbildungsmöglichkeiten
eröffnen. Diese Forderung stell-
ten führende Bildungspolititker
der Union bei einer Zusammen-
kunft des Dorfener Kreises an
die Bundesregierung.

Die jungen Männer sollten,
so diese Initiative der Unions-
politiker, die „Zeit beim Bund"
gezielt auch als für ihr späteres
berufliches Fortkommen förder-
liche „Zeit für Bildung" nutzen
können. Dazu zählt zum Bei-
spiel die Aneignung von fach-
lichen Kenntnissen und Fertig-
keiten, das Erlernen von Fremd-
sprachen und der Erwerb von
beruflich verwertbaren Zertifi-
katen (z.B. in der Kfz-Technik
oder EDV). Wer nach dem
Wehrdienst studieren will, dem

sollte insbesondere bei tech
sehen Studiengängen eine
sprechende Tätigkeit bei der
Bundeswehr als Praxissemester
anerkannt werden.

Die Bundeswehr ist eine mo-
derne Einrichtung mit einem
hervorragenden technischen
Know-how, das von den jungen
Männern für den beruflichen
Aufstieg genutzt werden kann.

Situation der Wehrpflichtigen
soll weiter verbessert werden

Köln. Der Obergang der jun-
gen Wehrpflichtigen von der
Schul- oder Berufsausbildung in

, die Streitkräfte und aus den
Streitkräften hinaus in eine ge-
werblich-technische oder Akade-
mische Berufslaufbahn soll v^»
ter verbessert werden.

Hierüber waren sich die Mit-
glieder des Arbeitskreises
„Wehrdienst und Berufswelt" ei-
nig, die in diesen Tagen zu einer
Arbeitstagung bei der Bundes-
vereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände in Köln zu-
sammen kamen. Ebenfalls einig
war man sich über den hohen
Stellenwert aller Maßnahmen,
mit denen die Bereitschaft der
Wehrpflichtigen gefördert wird,
sich der Verpflichtung zu
Grundwehrdienst oder Reser-
veübungen zu unterziehen.
Dazu können nach Auffassung
des Arbeitskreises u. a. eine
weitgehende Berücksichtigung
von Einberufungswünschen
nach Zeit und Ort, ein vermehfc
tes Angebot von Weiterbildv^JjH \d zur Dienstzeit und j

insgesamt ein differenziertes In- ;
formations- und Beratungskon-
zept über Art, Umfang und
Dauer des Wehrdienstes beitra-
gen.

Der Arbeitskreis appellierte
an alle Beteiligten - nicht zuletzt
an die Wehrpflichtigen selbst -
von den angebotenen Möglich-
keiten durch eigenes Engage-
ment Gebrauch zu machen. Da-
mit könnte auch die Attraktivi-
tät des Wehrdienstes gesteigert
werden.

Für dringlich erachteten die i
im Arbeitskreis vertretenen !
Verbände und Institutionen die
Gleichstellung wehrübender '
Reservisten aus der Wirtschaft
mit denen aus dem Öffentlicl^)
Dienst hinsichtlich der Ver-
dienstausfall-Entschädigungen
und der rentenrechtlichen An-
sprüche.
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Büchermarkt
Jörg Zink: Tief ist der Brunnen
der Vergangenheit. — Eine Reise
durch die Ursprungsländer der
Bibel. Kreuz-Verlag Stuttgart
1988.

Reisen in den Nahen Osten,
z.B. nach Israel und Ägypten
erfreuen sich immer größerer
Beliebtheit. Und diese Ziele
sind auch immer mit einer Reise
in die Vergangenheit verbunden
und gerade in diesen Gebieten
liegt die Beziehung zur Bibel,
zur biblischen Geschichte be-
sonders nahe. Das Zitat aus
Thomas Manns Roman „Jakob
und seine Brüder" ist als Buchti-
tel hier ganz besonders treffend.
Cpen Reiseführer besonderer
.~rt hat jetzt Jörg Zink verfaßt.
400 Seiten mit 800 hervorragen-
den Bildern laden ein zu Besin-
nung auf die Lebensweise frühe-
rer Jahrhunderte. Das Grund-
thema der Reisebeschreibung
Zinks durch Zeit und Raum ist
die Frage, wie sich im Laufe der
Jahrtausende die Vorstellungen
von Gott, Welt und Mensch ge-
wandelt haben, bis sie einmün-
deten in die Gestalt Jesus Chri-
stus.

Mit der Ausbreitung des Chri-
stentums fand zugleich das Erbe
des Orients und Griechenlands
Eingang in das Abendland und
prägt bis heute unser Denken,
obwohl uns dies sehr oft lange
nicht mehr so bewußt ist. Die
Reise führt durch die heutigen

Iran, Irak, Syrien, Lib-
, Israel, Jordanien, Arabi-

sche Halbinsel und Jemen,
Ägypten, Zypern, Kreta, Tür-
kei, Griechenland und Italien.
Die Menschen und Landschaf-
ten dieser Regionen und ihre
bedeutenden archäologischen
Stätten sind auf brillanten Fotos
festgehalten. Dabei sind viele

Ansichten auch für denjenigen
neu, der diese Länder schon zu
kennen glaubt und jetzt merkt,
wie man sie auch anders sehen
kann.

Er breitet vor dem Leser das
weiträumige Panorama der
Jahrtausende alten Geistes- und
Kulturgeschichte dieses Raumes
aus und zeichnet die biblischen
Geschichten in der jeweiligen
Umgebung nach.

Das Buch ist zur Besinnung,
zur Reisevorbereitung und zur
nachträglichen Vertiefung sehr
geeignet und auch ein ideales
Geschenk. Martin W. Huff

Pannenberg, Wolfhart: Wissen-
schaftstheorie und Theologie -
1. Aufl. - Frankfurt am Main:
Suhrkamp, 1987.

Nachdem Wolfhart Pannen-
berg im ersten Teil dieses Bu-
ches eine Übersicht über die
wichtigsten der in der wissen-
schaftstheoretischen Diskussion
vertretenen Auffassungen gege-
ben und ihre Bedeutung für das
Selbstverständnis der Theologie
geprüft hat, konzentriert er sich
beim zweiten Teil auf die Frage,
in welchem Sinne Theologie als
Wissenschaft möglich ist, wel-
ches ihre mit anderen Wissen-
schaften gemeinsamen Grund-
züge sind und worin ihre Beson-
derheit im Verhältnis zu anderen
Wissenschaften liegt.

„Zum erstenmal, seit Barth
und Bultmann vor rund fünfzig
Jahren die Theologie darauf ein-
geschworen hatten, sich aus-
schließlich auf die nicht zu hin-
terfragende Offenbarungsauto-
rität und auf die subjektive
Glaubensentscheidung dafür zu
gründen, liegt jetzt ein überzeu-
gender Gegenentwurf vor.

9. Theologisches Abendgespräch
des EAK Baden in Karlsruhe

Thema: Das christliche Menschenbild
Termin: Mittwoch, den 21.06.1989,19.30 Uhr
Ort: Heinz-Schuchmann-Haus,

7500 Karlsruhe-Rintheim
Heilbronner Straße 30

Referent: Pfarrer Dr. Helmut Schmidt,
Theol. Leiter des Fachseminars für
Gemeindepflege, Karlsruhe-Rüppurr

Gesamtleitung: Hans-Michael B ender, Karlsruhe

Anny Hahn, Traugott Hahn -
Ein Märtyrer des 20. Jahrhun-
derts. Pappband, 144 Seiten.
Brendow Verlag, Moers 1988.

In den zwanziger Jahren unse-
res Jahrhunderts wurde Trau-
gott Hahns Name in weitesten
Kreisen der Christenheit über
Deutschland hinaus plötzlich
bekannt. Sein Leiden und Ster-
ben während der bolschewisti-
schen Revolution (er wurde nur
43jährig 1919 in Riga erschos-
sen) wurden zum Symbol für
einen neuen Abschnitt der Ge-
schichte der Kirche.

Traugott Hahn, Professor und
Pfarrer, war keineswegs der ein-
zige, der damals als Christ sein
Leben verlor. Hunderte von Pa-
storen, Priestern und Gemein-
demitgliedern wurden in jenen
Jahren der Revolution umge-
bracht. Aber das Lebensbild
und ergreifende Zeitzeugnis aus
der leidenden baltischen Kirche,
dessen letzte Kapitel seine Frau
Anny unmittelbar nach dem
Tod ihres Mannes in tiefem
Schmerz und wacher Erinne-
rung niederschrieb, läßt uns in
die inneren Nöte hineinschauen,
die zu dem Entschluß führten,
statt zu fliehen, bei der bedräng-
ten Gemeinde zu bleiben und
das Martyrium zu wählen.

Eckart Busch: Der Wehrbeauf-
tragte, Organ der parlamentari-
schen Kontrolle. 3. neubearbei-
tete Auflage, 200 Seiten, karto-
niert. D & M Verlag, Heidelberg
1989

Die Institution des Wehrbe-
auftragten blickt 1989 auf 30
Jahre Amtstätigkeit zurück. Die
Wehrbeauftragten von Grol-
man, Heye, Hoogen, Schultz,
Berkhan und Weiskirch haben
ihr - ein jeder auf seine Weise -
Prägung und Profil verliehen. In
der Mittlerfunktion dieses Am-
tes zwischen Bundestag, Bun-
deswehr und Gesellschaft haben
sie ihren Beitrag dazu geleistet,
daß Streitkräfte und Soldaten
von Volk und Staat anerkannt
und angenommen werden.

Vor diesem Hintergrund ist
der nun in 3. Auflage vorlie-
gende Wegweiser geschrieben.
Er beleuchtet Stellung, Aufga-
ben und Wirkungsweise des
Wehrbeauftragten als einer be-
sonderen Einrichtung des deut-
schen Parlamentarismus. Die
Neuauflage berücksichtigt die
Entwicklung bis März 1989. Sie
erschient zum 30. Jahrestag der
Aufnahme der Amtsgeschäfte
durch den ersten Wehrbeauf-
tragten am 3. April 1959.

Einladung
des Evangelischen Arbeitskreises

der CDU Essen
Zum Thema

„Das Spannungsverhältnis
von Ethik und Journalismus"

spricht WulfMämpel
von der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung

Donnerstag, den 22. Juni 1989,19.30 Uhr
Essener Hof, Teichstraße, Essen

Evangelischer Arbeitskreis
der CDU/CSU

23. Juni 1989,10.30-16.30 Uhr
Konrad-Adenauer-Haus, Bonn

Treffen
für EAK-Vorsitzende

Beiträge mit anschließender Diskussion von:
Hans Bleckmann, OKR Hermann Kalinna, Hans Schneider
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Aus unserer Arbeit

Deutsche helfen Deutschen -
Unser Auftrag
für die Aussiedler

Düsseldorf. „Unsere deut-
schen Landsleute angemessen
aufzunehmen und einzugliedern
stellt eine nationale Herausfor-

•lung der Umsiedler auf die Ge-
meinden eines der Hauptpro-
bleme ist und die Versorgung
mit Wohnraum für Großfami-
lien ungewohnte Probleme
schafft. Kirchliche Initiativen
und Aktivitäten in den Parteien
wurden angesprochen und stär-
keres Engagement gefordert.

von links: Dr. Horst Waffenschmidt, MdB, Dr. Hans Hörn, Dr. Jürgen
Lichtenberg, Dorothee von Schlieben

derung dar, der wir uns mit aller
verfügbaren Kraft stellen müs-
sen", mit dieser Kernaussage
trat der Bundesbeauftragte un-
serer Regierung für Aussiedler-
fragen, der Pari. Staatssekretär
Dr. Horst Waffenschmidt vor
die Teilnehmer an einer öffent-
lichen Veranstaltung.

Der Evangelische Arbeits-
kreis der CDU Bezirk „Bergi-
sches Land" hatte ' zu einem
Treffen geladen, auf dem die
allseits bedrückenden Probleme
der Unterbringung und Integra-
tion der etwa 200000 Deut-
schen, die jährlich neu in die
Bundesrepublik .kommen, ange-
sprochen und nach Lösungen
gesucht werden sollte.

Der Referent Dr. Waffen-
schmidt machte klar, daß die
Bundesregierung in erster Linie
daran arbeitet, die Verhältnisse
der Deutschen in den Ostblock-
ländern so zu verbessern, daß
diese gar nicht erst in den We-
sten kommen. Wenn dann aber
trotzdem etliche ein Leben in
einer westlichen Demokratie
vorziehen, sollten sie uns will-
kommen sein, und wir müssen
dafür sorgen, daß sie möglichst
schnell Wohnung und Arbeit fin-
den können.

Die nachfolgende Diskussion
zeigte, daß das Hauptproblem
in der ungleichmäßigen Vertei-

Ethik des Alterns gefordert

Königswinter. Auf einer ge-
meinsamen Tagung des Bundes-
vorstandes des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU/CSU
und des Bundesvorstandes der
Senioren-Union der CDU-
Deutschlands hielten die beiden
Bundesvorsitzenden Albrecht
Martin und Gerhard Braun als
Ergebnis fest, daß eine Ethik
des Alterns nötig sei, damit dem
gewandelten Selbstverständnis
sowie den Anliegen und Bedürf-
nissen der älteren Menschen
Rechnung getragen wird. Dies
bedeute, daß die älteren Men-
schen nicht länger ausschließlich
als Empfänger von Schutz und
Versorgung betrachtet werden,
sondern vielmehr als aktive und
kompetente Partner, die vielfäl-
tige Mitwirkungs- und Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten in al-
len politischen Angelegenheiten
haben.

Ethik des Alterns heißt die
zentrale Herausforderung an
alle Menschen, die eine zu-
kunftsorientierte Sinngestaltung
unserer Gesellschaft wünschen
und wollen. Diese Sinngestal-
tung beinhaltet eine grundsätz-
liche Zuwendung zum Leben
und zum Lebendigen..

Senioren-Union und Evange-
lischer Arbeitskreis wollen in
Zukunft politische Aktivitäten
kooperativ absprechen. Diese
Kooperation soll bereits beim
nächsten Bundesparteitag der
CDU zum Tragen kommen.

Gegen die Verunglimpfung
politisch Andersdenkender

Nienburg. Daß dem Thema
„Umgang mit politisch Anders-
denkenden" besondere Bedeu-
tung zukommt, bewies die um-
fassende Erörterung auf der Sit-
zung, zu der der erweiterte Vor-
stand des Evangelischen Ar-
beitskreises im CDU-Kreisver-
band Nienburg eingeladen war.
Mehr denn je, so faßte Vorsit-
zender Gernot Pittius die Dis-
kussionsbeiträge zusammen,
muß darauf hingewirkt werden,
daß politische Auseinanderset-
zungen sachorientiert bleiben
und auf moralisierende Stel-
lungnahmen verzichten.

Der Evangelische Arbeits-
kreis sieht die offenbar immer
wichtiger werdende Aufgabe, in
ökumenischer Zusammenarbeit
mit Hinweis auf das „C" im
Parteinamen daran zu erinnern,
welches der allgemeingültige
Maßstab für das Verhalten in
der politischen Auseinanderset-
zung sein muß.

Nimmt Bindekraft an
institutionelle Werte ab?

Pinneberg. Der Evangelische
Arbeitskreis in der CDU muß
das Wesen des Protestantismus
- d. h. protestieren gegen Fehl-
entwicklungen unserer Zeit -
verwirklichen. Protestieren
nicht um des Protestes willen,
sondern die Auseinanderset-
zung um unsere Lebensgrundla-
gen suchen. Dazu zählen: die
Überbevölkerung, umweltscho-
nende Industrie, Landwirtschaft
sowie die Luft- und Wasserver-
schmutzung.

Diese Empfehlung gab Dr.
Christian Walther, Professor der
Theologie und Sozialethik an
der Bundeswehr-Universität
Hamburg, dem EAK im CDU-
Kreisverband Pinneberg im
Rahmen einer EAK-Diskus-
sionsveranstaltung.

Die Probleme unserer Zeit
würden immer vielseitiger und
somit unüberschaubar, sie seien
inzwischen so „vernetzt", daß
die bisherigen Lösungsgrund-
muster heute nicht mehr aus-
reichten. Was wir brauchten

- so Prof. Walther - seien neue
Verhaltensweisen und Verf; J
rensmuster. Die Zeit des bloßen
Klagens müsse vorbei sein. Walt-
her bezeichnete es als einen
schweren Irrtum, die Bevölke-
rung vierzig Jahre in dem Glau-
ben gelassen zu haben, daß wirt-
schaftlicher Wohlstand gleich
Glück bedeute und alle Wünsche
vom Staat zum Null-Tarif erfüllt
werden könnten. Spätestens jetzt
müsse man erkennen, daß Ver-
zichtsleistungen zu erbringen
seien. Doch jetzt - so der Refe-
rent - wo die Solidarität auf dem
Prüfstand stehe, zeige sich, daß
das „Solidaritätüben" bei uns
nicht sonderlich ausgeprägt sei.

Die angeregte Diskussion
zeigte, .daß Prof. Walther we-
sentliche Fragen, die die Men-
schen heute bewegen, angespro-
chen hat.

Gentechnologie - Brauchen wir
eine gesetzliche Regelung?

Düsseldorf. Der EAK-Kreis-
vorstand hatte Heinz Seesing
MdB ins DAG-Haus eingela-
den. Seesing, Berichterstatter
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion zu Fragen der Gentechnolo-
gie und Reproduktionsmedizin,
referierte zum Thema „Gen-
technologie - brauchen wir eine
gesetzliche Regelung?". Er
stellte die Ergebnisse der En-
quete Kommission Chancen und
Risiken der Gentechnologie
vor. Ausführlich legte er nicht
nur die Problematik der Gen-
technologie dar, sondern führte
auch in die rechtspolitischen
Probleme ein, Ganz energi?
verteidigte Seesing die mens<
liehe Keimzelle als Beginn
menschlichen Lebens gegen-
über allen gentechnologischen
Interventionen. Anders muß die
Situation im Bereich der Medi-
kamentenherstellung oder aber
der Pflanzenzucht gesehen wer-
den. Es muß auch in diesem
Bereich eine verantwortete Wei-
terentwicklung geben, diese be-
nötigt dann einen gesetzlichen
Rahmen. Auch bei jeder be-
herrschbaren Technik bleibt ein
gewisses Restrisiko - das
schwächste Glied in dieser Kette
ist der Mensch und seine Um-
welt, es gilt diese zu schützen.

Von allen Seiten wurde die
undifferenzierte öffentliche Dis-
kussion zu diesem Thema be-
klagt. Herr Seesing schloß die
Diskussion mit der Bemerku-^}
daß wahrer Fortschritt nur €f-
reicht wird, wenn moralische
Grenzen nicht überschritten
werden.
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Diskussion:
Kirche und Polemik

Im Hohbuch-Brief 1/89,
dem Gemeindeblatt der
Evangelischen Kirchenge-
meinde Hohbuch Reutim-
gen, schreibt Pfarrer Jörg
Mutschier, der verantwortli-
che Redakteur, folgenden
Beitrag.

Glaub-Würdigkeit?

„Im Konfirmanden-ljnter-
richt reden wir jetzt über die
Gebote. Und jetzt frage ich
Sie, die Eltern und Paten, die
mündigen Christen: Wie sol-
len wir unseren Kindern ver-

^mitteln, daß das achte Gebot
jimer noch gilt, auch wenn

die (christlichen) Lügner in
Bonn täglich dagegen han-
deln? (Unser Innenminister
hat seinen Meineidprozeß
schon hinter sich.) Wie sollen
wir unseren Kindern vermit-
teln, daß das fünfte Gebot
immer noch gilt, wenn unsere
christliche Regierung das
Handelsgeschäft von Mör-
dern deckt und davon profi-
tiert, Export muß ja schließ-
lich sein, egal was. (Wer Gift-
gas und Waffen herstellt und
verkauft und wer diesen Han-
del deckt, für den finde ich
keinen anderen Namen als
, Mörder'.

Eine ganz grausige Erwä-
gung nur am Rande: So kann

man sich des Asylantenpro-
blems auch entledigen: Man
läßt sie einfach in ihren Hei-
matländern schon vergiften!)

Zu welch todesverachten-
dem oder besser noch lebens-
verachtendem Zynismus der
„Verteidigungs"-Minister fä-
higist, hat er mehrfach bewie-
sen in Wort und Tat. Es wird
weiter ge(f) logen und damit
gefährdet, was geschützt wer-
den soll, wenigstens dem
Amtseid nach. Aber was ist
der noch wert?

Ich frage Sie, die Eltern und
Paten, die mündigen Chri-
sten: Wie sollen wir unseren
Kindern vermitteln, daß
Christsein möglich ist und
richtig ist, in allen Lebensbe-
reichen, angesichts der un-
glaublichen moralischen
Verwahrlosung unserer Poli-
tiker, und fatalerweise ge-
rade derer, die sich auf das
„C" berufen, wenn's ihnen
grad paßt? Der religiöse-
Schluß der Eidesformel: So
wahr mir Gott helfe, ver-
kommt so zur Gottesläste-
rung.

Bitte antworten Sie! (Hier
öffentlich im Hohbuch-
brief.)"

In Sorge, Trauer und Zorn

Ihr J. Mutschier

Liebe EV-Leser! Bitte schreiben Sie uns Ihre Meinung zu diesen
Äußerungen, die in einem Gemeindeblatt erschienen sind.

Landestagung EAK-NRW
in Tannenhof

Remscheid. Der Landesvor-
stand des „Evangelßchea^Ar-
beitskreises der CDU" tagte in
der „Stiftung Tannenhof", der
Evangelischen Nervenklinik in
Remscheid-Lüttringhausen.
Die Vorstandsmitglieder nutz-
ten die Gelegenheit, sich vom
Geschäftsführer -des „Tannen-
hof", Paul Muckel, die Einrich-
tungen der Stiftung und speziell
die Beschäftigungstherapie zei-
gen zu lassen.

( f y ' B e i den anschließenden Ge-
sprächen im Kreis des Vorstan-
des beschäftigte man sich unter
anderem mit der Situation der
Pflegekräfte und kam zu der

Aussage1, daß „der Evangelische
Arbeitskreis des Landes Nordr-
hein-Westfalen die Bemühun-
gen unterstützt, den Pflegekräf-
ten in Kliniken und bei der am-
bulanten Hilfe, in Alten- und
Pflegeheimen eine bessere Ent-

lohnung für Ihre schwere und
verantwortungsvolle Arbeit zu-
kommen zu lassen".

Kein Fremdenhaß - aber
Verunsicherung

. Simmern. „Zusammenleben
mit neuen .Nachbarn' war das
Thema einer Gesprächsrunde
im Simmerner Schloß, zu der
der Evangelische Arbeitskreis
der CDU/CSU eingeladen
hatte. Die Integration der
,Fremden' in unserer Gesell-

Von links: Paul Muckel, Dr. Hans-Ulrich Klose, MdL, Dr. Gerhard
Rödding, Karl-Heinz Humpert

schaft ist zu einer wichtigen ge-
sellschaftlichen Aufgabe gewor-
den, um auch künftig den sozia-
len Frieden in der Bundesrepu-
blik zu erhalten." Diese Aus-
sage aus der Einladung unter-
strich auch der Vorsitzende des
Arbeitskreises, Staatsminister
Albrecht Martin, in seiner Be-
grüßung.

Martin, der das Gespräch lei-
tete, betonte, daß es der Bevöl-
kerung offensichtlich Schwierig-
keiten bereite, die unterschied-
lichen Gruppen, wie z. B. Asyl-
bewerber und Aussiedler,
„nicht in einen Topf zu werfen".

„Die Abneigung gegen die
Fremden wächst", stellte Eber-
hard Cherdron, Landespfarrer
für Diakoriie aus Speyer, fest.
Gleichzeitig wachse auch das
Unwohlsein der Ausländer, und
es sei dringend notwendig und
auch eine Aufgabe der Kirche,
sich um ein Klima zu bemühen,
in dem Ausländer sich wohlfüh-
len. Dazu müsse man verstärkt

den Blick auf die Situation der
Fremden richten und von dort
aus überlegen, was zu tun sei.

Fremdenfeindlichkeit sei
keine generelle Haltung der
Deutschen, meinte der innenpo-
litische Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Jo-
hannes Gerster. Es handele sich
eher um Fremdenangst aus dem
Gefühl heraus, überfordert zu
sein.

Die Diskussion bewies, daß
alle Aspekte des gestellten The-
mas in einem zweistündigen Ge-
spräch höchstens angesprochen,
jedoch nicht ausdiskutiert wer-
den können.

Christen in der Politik müssen
Spannungen aushaken

Hildesheim. Keinen Rich-
tungswechsel, sondern nach-

drückliches Engagement wie
bisher bedeuteten die Änderun-
gen im Landesverband des
Evangelischen Arbeitskreises
der Niedersachsen-CDU - so
charakterisierte Gustav Isernha-
gen, Wietzendorfer Bürgermei-
ster und Landtagsabgeordneter,
die Neuwahlen auf der Landes-
tagung des EAK in Hildesheim.
Einstimmig wählten ihn die De-
legierten der Kreisverbände
zum Nachfolger der bisherigen
Vorsitzenden Gesa Conring, die
für das Stellvertreteramt kandi-
dierte, weil „immer wieder Jün-
gere in die Führung aufrücken
müssen".

Je ein Referat aus katholi-
scher und aus protestantischer
Sicht erläuterten das Thema der
Tagung. Umweltminister Dr.
Werner Remmers sah die ge-
meinsame Aufgabe der beiden
Konfessionen: Gegen eine
„Endzeitstimmung",' die sich in
übersteigerten Wünschen und
Ängsten artikuliere, müsse tä-
tige Solidarität treten: „Einer
trage des anderen Last!" Im Ver-
trauen auf die Verheißungen des
Glaubens können politische
Entscheidungen getroffen und
die Spannungen zwischen unab-
weisbarer Verantwortlichkeit
und Einsicht in die Vorläufigkeit
der Welt ausgehalten werden.

Daß evangelische und katho-
lische Mitglieder der CDU bei
ihrem politischen Einsatz sozu-
sagen ökumenisch zusammen-
stünden, hielt der EAK-Bun-
desvorsitzende, Staatsminister
Albrecht Martin, für selbstver-
ständlich. Ihre gemeinsame
Aufgabe sei, in Teamarbeit ge-
gen Diesseitsverkrampfung und
selbstsüchtige Forderungen
Stellung zu nehmen. Jeder
müsse sich auch als CDU-Mit-
glied zu seiner Kirche bekennen
und dort auch seine politischen
Erfahrungen einbringen.




